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Kir das NachschlagewerkI 
Nicht für die Amtliche Sammlung
Gesetz» BGB §§ 1004, 12? UalWG §§ 16, 1
Rechtssatzi Wird ein selbständiger Gewerbetreibender, der 
Erzeujpüsse eines Britten unter einer als rechtlich unzu­
lässig beanstandeten Herstellerfirma in den Verkehr _ ..
bringt, auf Unterlassung in Anspruch genommen, so bedarf 
es zur Beseitigung der Wiederholungsgefahr in seiner 
Person dann nicht der Übernahme einer bedingungslosen 
Unterlassungsverpflichtung, wenn er rechtlich keine Mög­
lichkeit hat , auf eine Änderung der Firma des Herstellers 
hinzuwirken. Bei solcher Sachlage genügt es vielmehr in 
der Regel, wenn die Unterlassungsverpflichtung an die ’ 
auflösende Bedingung geknüpft wird, daß sich die ange­
griffene Firmenführung nicht als rechtlich zulässig er­
weist.
Aktenzeichens I ZR 199/55

Urt. des BGH vom 30.Oktober 1956 IiG Düsseldorf u
OBG Düsseldorf



I ZR 199/55
Verkündet am 
30.Oktober 1956 
Grunau, Justiz-t 
obersekretär als 
Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  V a r n  e n . d e  s V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der offenen Handelsgesellschaft in Firma H. _  
A f l B H P  in R h f l B H B / R h e f l H I R  vertreten durc 
persönlich haftenden Gesellschafter Br.Carl 
und Emil ebenda,

2. der GmbH in RhBBBBBr RbeBBBB^vertreten
durch ihre Geschäftsführer, Er. O a r l ^ g g g j p  und 
Emil U j m B B i ’ ebenda,

- Frozeßbevol

Klägerinnen, Revisionsklägerinnen 
und Revisionsbeklagten,

chtigters Rechtsanwalt Br.
gegen

1. den Kaufmann Hubert Gottfried Q f l M p  in C M W  
Kreis H e ^ H H J Ä h a n d e l n d  unter der Firma Hubert 
G o t t f r i e d U B H H B )  sen., ebenda,

Beklagten, Revisionskläger 
und Revisionsbeklagten,

den Generaldirektor 
9 / S Ü ,  Hotel F:

3. die Ä. S t t f H B l  Kommandit-
gesellschaxt aur Aictien, IPMiliBM/MBP? Hotel Fi

H 4 R  vertreten durch ihren persönlich haften- 
len Gesellschafter Generaldirektor Albert 51 

., ebenda,
4. den Kaufmann Hans BcB^Rhein, R^^straße
5.. den Kaufmann Hans Ferdinand Ho: 

KG, Weinbrennerei, Schl 
Kreis Hei

, in Firma Hoi

zu 2-4: Beklagte, Revisionsbeklagte
und Anschlußrevisionsklägerinnen,
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- ProzeBbevollmächtigter des Beklagten zu 1): Rechtsanwalt

der Beklagten zu 2) - 4) s 
Rechtsanwalt

- Prozeßbevollmächtigter II. Xnstan^^es^eklagten 
zu 5); Rechtsanwalt in — — — >

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23* Oktober 1956 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br. h.c. Wilde, Br. Bock,
Bf. Krüger-Nieland, Br. Hastelski und Br. Weiss
für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Klägerinnen und des 
Beklagten zu 4) wird das Urteil des 2. Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts .in Büsseldorf vom 
23. September 1955 unter Zurückweisung der wei- • 
tergehenden Rechtsmittel der Klägerinnen und des 
Beklagten zu 4) sowie der Revisionen der Beklag­
ten zu 1) bis 3) teilweise abgeändert und, wie 
folgt, neu gefaßt:

I. Bie Beklagten zu 1) bis 4) werden verur­
teilt, es bei Meidung einer vom Gericht für je­
den Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden 
Geldstrafe in -unbegrenzter Höhe oder Haftstrafe 
bis zu sechs Monaten zu unterlassen,
Bitterlikör unter der Firma ‘'Hubert Gottfried 

sen.", gegebenenfalls auch,unter Ab­
kürzung der Vornamen und/oder Weglassung des Zu­
satzes Bsen.n, in Verkehr zu bringen,
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insbesondere Bitterlikör unter der Bezeichnung 
"Boonekamp of Maagbitter" in Flaschen anzubieten, 
feilzuhalten oder in Verkehr zu bringen, deren 
Etikette * oder Umhüllungen mit der Firraenbezeich-* 
nung "Hubert Gottfried sen.", gegebenen­
falls unter Abkürzung der Vornamen und/oder Weg­
lassung des Zusatzes "sen." versehen sind.

II. Es wird festgestellt, dafi der Beklagte
zu l) verpflichtet ist, den Klägerinnen allen 
Schaden zu ersetzen, der diesen dadurch entstan­
den ist, daß der Beklagte zu l) Bitterlikör unter 
der Firma "Hubert Gottfried sen." auch
unter Abkürzung der Vornamen, in Verkehr gebracht 
hat, insbesondere 'Bitterlikör unter der Bezeich­
nung "Boonekamp of Maagbitter" in Flaschen ange- 
boten, feilgehalten oder in Verkehr gebracht hat, 
deren Etikette oder Umhüllungen mit der Firmenbe­
zeichnung "Hubert Gottfried sen.", auch
tint er Abkürzung der Vornamen, versehen sind.

III. Der Beklagte zu l) wird ferner verur­
teilt, den Klägerinnen Auskunft darüber zu ertei­
len, in welchem lönfange er Handlungen der unter 
II bezeichneten Art begangen hat, und zwar unter 
Vorlage eines Verzeichnisses, enthaltend, nach 
Vierteljahren geordnet, die Liefermengen und Lie- 
ferprei-se, sowie, über den Umfang der für Handlun­
gen der unter II bezeichneten Art betriebenen 
Werbung unter Vorlage eines Verzeichnisses, in 
welchem die Werbeträger und der Umfang der Ver­
breitung angegeben pind.
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‘ IV, Den Klägerinnen wird die Befugnis zuer- 
kannt, nachfolgenden Text innerhalb von 2 Monaten 
seit Verkündung dieses Urteils auf Kosten des Be­
klagten zu 1) in den Zeitungen Abendpost, Prank- 
furt/Main, Westdeutsche Allgemeine, Essen, Die 
Deutsche Gaststätte, Becklinghausen, Allgemeine 
Hotel- und Gaststättenzeitung, Stuttgart, im An­
zeigenteil mit gewöhnlichen Drucktypen zu veröff ent- 
lichens

"In dem Bechtsstreit
der oHG. H.

Gmbl >eide in Ehi 
Klägerinnen,

und der 
Bhei

g e g e  n
den Kaufmann Hubert Gottfried 
Inhaber einer Bitterlikörfabrik in 
C| r tBeklagten,
ist dem Beklagten durch Urteil des Ersten 
Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 
30. Oktober 1956 untersagt worden,
Bitterlikör unter der Firma «Hubert Gott­
fried sen.", gegebenenfalls un­
ter Abkürzung der Vornamen und/od er Weglas­
sung des Zusatzes "sen." in den Verkehr zu 
bringen, insbesondere wenn Etiketten oder 
Umhüllungen der Flaschen mit dieser Firmen­
bezeichnung versehen werden. Ob der Beklag­
te etwa beim Vertrieb von Bitterlikören 
den Hamen in anderer Weise, ins­
besondere unter Beifügung besonderer unter-
scheidender Zusätze benutzen darf, bleibt- 1in der Entscheidung offen.“ *



7. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.
71. 7on den Kosten des ersten und zweiten 

Rechtszuges tragen*
die Klägerinnen:
5/66 der Gerichtskosten,
5/68 ihrer außergerichtlichen Kosten,
1/40 der außergerichtlichen Kosten des Beklag­

ten zu 1) , die außergerichtlichen Kosten 
des Beklagten zu 5), die Gerichtskosten 
im Verhältnis zu dem Beklagten zu 5),

der Beklagte au I)»
39/68 der Gerichtskostem, . -
39/68 der außergerichtlichen Kosten der Kläge­

rinnen,
39/40 seiner außergerichtlichen Kosten,
die Beklagten zu 2) und 3) als Gesamtschuldner:
20/68 der Gerichtskosten,
20/68 der außergerichtlichen Kosten der Kläge­

rinnen,
ihre außergerichtlichen Kosten, 

der Beklagte zu 4 Vs.
4/68 der Gerichtskosten,
4/68 der außergerichtlichen Kosten der Kläge­

rinnen,
seine außergerichtlichen Kosten.

7on den Kosten der Revisionsinstanz tragen:
die Klägerinnen: *
1/64 der Gerichtskosten,
I/64 ihrer außergerichtlichen Kosten,
1/40 der außergerichtlichen Kosten des Beklag­

ten zu 1),
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* . ,l‘ der Beklagte zu 1):
39/64 der Gerichtskosten,
39/64 der außergerichtlichen Kosten der Klägerinnen, 
39/40 seiner außergerichtlichen Kosten,

die Beklagten zu 2) und 3}r als Gesamtschuldner? 
20/64 der Gerichtskosten,
20/64 der außergerichtlichen Kosten der Klägerinnen, 

ihre außergerichtlichen Kosten,

der Beklagte zu 4)?
4/64 der Gerichtskosten,
4/64 der außergerichtlichen Kosten der Klägerinnen, 

sein'e außergerichtlichen K9sten.
Ton Hechts wegen



Tatbestands
Die Klägerin zu 1) ist im Jahre 1846 von dem Kauf­

mann Hubert in als Einzel-
kaufmannsuntemehmen gegründet und im Jahre 1933 in eine 
offene Handelsgesellschaft umgewandelt worden. Inhaber 
der Klägerin zu 1) sind derzeit zwei Enkel des Gründers,' 
Br. Carl und Emil Diese haben im Jah­
re 1951 die Klägerin zu 2) gegründet, deren alleinige Ge­
sellschafter und Geschäftsführer sie sind. Seit mehr als 
100 Jahren ist das einzige Erzeugnis der Klägerin zu 1) 
ein Bitterlikör. Die Klägerin zu 2) hat auf Grund eines 
Pachtvertrages von der Klägerin zu 1) die Herstellung und 
den Vertrieb dieses Bitterlikörs übernommen.

Dieser Bitterlikör wurde zunächst als "Boonekamp of 
Maagbitter” in den Verkehr gebracht. Im Jahre 1896 ging 
die Klägerin zu l) dazu über, den Bitterlikör als

Boonekamp of Maagbitter" zu bezeichnen und hierbei 
das Wort immer mehr herauszustellen; die Wor­
te Mof Maagbitter" wurden mit der Zeit vielfach weggelas­
sen. Seit 1916 bezeichnet die Klägerin zu l) ihr Erzeugnis 
nur. noch mit E-fcwa i» Jahre 1951 sind die Klä­
gerinnen dazu übergegangen, den nur nock in
Portionsfläschchen herauszubringen. Der Umsatz betrug im 
Jahre 1955 etwa 45 Millionen, im Jahre 1954 mehr als 
60 Millionen derartiger Fläschchen. •

Die Klägerin zu 1) ist Inhaber des am 12. Juni 1896 
angemeldeten und für Spirituosen und liköre, im besonderen 
Bitterliköre, eingetragenen, aufrechterhaltenen Wortzei­
chens sowie einer Reihe anderer Warenzeichen,
die das tfort enthalten.
■ ■ * ' ■ :



Der Beklagte zu 1) 1st ein älterer Bruder der derzei­
tigen Inhaber der Klägerinnen, Br war in den Jahren 1918 - 
1920, als die Klägerin zu J.) noch dem Tater der drei Brü­
der gehörte, als Prokurist bei der Klägerin zu 1) tätig 
und schied dann auf Grund von Differenzen mit seinem Vater 
aus dem Dienste der Firma aus. Im Jahre 1953 gründete er 
in Bad G o ^ H H |  die Einzelfirma "Hubert Gottfried 
sen," Der Sitz dieses Unternehmens wurde 1954 nach C1Ä- 
•dft/Krs. verlegt. Sein Gegenstand ist laut Ein­
tragung im Handelsregister die Herstellung und der Ver­
trieb von Boonekamp of Maag-Bitter unter der Warenbezeich­
nung "GUB". Der von dem Beklagten zu 1) hergestellte Bit­
terlikör ist unstreitig von anderer Beschaffenheit und wird 
nach anderen Rezepten hergestellt wie das Erzeugnis der 
Klägerinnen,

Der Beklagte zu 1) hat zunächst, schon vor Gründung 
seiner Firma, ein Flaschenetikett entworfen, auf dem in 
der Mitte in großer Schrift die Buchstaben "GUB" stehen 
und auf einem diese umgebenden Kreis u.a. die Worte 
"Hub. Gottfried Booriekampfabr,". Dieses Etikett
ist nicht zur Ausführung gekommen. Alsdann hat der Beklag­
te zu 1) ein neues Etikett mit Halsschleife herausge­
bracht, auf dem in großer waagerechter Schrift die Worte 
"Hubert Gottfr. und darunter in kleinerer
Schrift "sen." stehen und die Wortbildung. "GÜB" verhält­
nismäßig klein gehalten ist. Die Benutzung dieses Etiketts 
ist dem Beklagten zu l) auf Antrag der Klägerinnen im •
Wege der einstweiligen Verfügung durch rechtskräftiges Ur­
teil des Landgerichts Düsseldorf vom 22. April 1954 
- 4 Q 53/54 - untersagt worden. Der Beklagte zu 1) hat es 
daraufhin nicht mehr in den Verkehr gebracht . Alsdann ist 
der Beklagte zu 1) zu der Etikettierung Übergegangen, die 
im vorliegenden Rechtsstreit angegriffen wird und’ die er
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jetzt noch verwendt. Blickfangmäßig in der Mitte in großer 
Schrift stehen hier wieder die Buchstaben GUB, wobei das IT 
kleiner als das & und das B gehalten und darauf ein Stern 
gesetzt ist. Unter dem Worte "&uB" steht in nur 3 mm gro­
ßer Schrift "Hubert Gottfr. sen.", wobei das
Wort "sen." noch etwas kleiner gehalten ist. Weiterhin ent­
hält das Etikett über dem Worte "GuB" die Abbildung des 
Kopfes des Beklagten zu 1), in kreisförmig angeordneter 
Schrift von den Worten "Hubert Gottfried GuB Boonekampfabr." 
umgeben. Unter der Firmenbezeichnung "Hubert Gottfried 

sen." steht in ebenfalls ziemlich kleiner 
Schrift "gegr. 1953" und « C l M ^ r .  H e f l M ^ " .  Die 
Flasche trägt ferner eine Halsschleife mit der Inschrift s

49 GUB Vol£
Boonekamp of Maagbitter.

Der Beklagte zu 1) bringt seinen Bitterlikör in ganzen 
(0,7 1) und halben (0,35 1) Flaschen heraus.

Der Beklagte zu 1) hat zunächst eine Geschäftskarte 
verwendet, in der auf der Vorderseite in auffälliger 
Schrift "Hubert Gottfried sen." steht, wobei
"sen." etwas kleiner gehalten ist, darunter in weißer 
Schrift in schwarzer Umrandung "GuB" und darunter wesent­
lich kleiner "Boonekampfabrik". Auf der zweiten Seite 
heißt es;

"Ich empfehle zum Eindruck in Getränkekarten 
nur folgenden lexts 
"Gu B"-B.G.üM H H )  sen."

Heuerdings verwendet der Beklagte zu 1) eine Geschäfts­
karte, die auf der Vorderseite die gleichen Angaben ent­
hält, während auf der Seite 2 nunmehr steht;
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"Ich empfehle zum Eindruck in Getränkekarten 
nur folgenden Texts

"GuB",

hie Beklagte zu 3) ist ein Hoteluntemehmen in Form

tender Gesellschafter der Beklagten zu 3) ist der Beklag­
te zu 2). im 4» Dezember» 1953 hat .die Beklagte zu 3) durch 
den Beklagten zu 2) mit dem • Beklagten zu 1) zwei Verträ-

nicht zur Durchführung gelangt ist, der andere Vertrag

die Beklagte zu 3)» dem Beklagten zu 1) einen Kredit bis 
zu 250 OÖO DM zu beschaffen (§ l). Der Beklagte zu l) 
verpflichtet sich u.a., in seine eigene Firma ohne Zu­
stimmung der Beklagten zu 3) keinen Gesellschafter aufzu­
nehmen (§ 3), unter bestimmten Voraussetzungen in die 
Fortführung seiner Firma durch die Beklagte zu 3) einzu­
willigen (§ 5) sowie.sich an der Bildung eines Beirats 
zu beteiligen, für’ den er keine Personen ernennen darf , 
die der Beklagten zu 3) nicht genehm sind, und dem die 
Zustimmung zu bedeutenderen Geschäften, u.a. zu den "we­
sentlichen Bichtlinien für die Produktion, den Aufbau 
der Verkaufsorganisation und der Betriebseinrichtung" ob­
liegt (§ 6). Der Beklagte zu l) hat den Kredit nur zu 
einem kleinen Teil in Anspruch genommen. Er hat den Kre­
ditvertrag im Jahre 1954 gekündigt. Die Beklagte zu 3) 
hat die Kündigung zunächst nicht angenommen. Am 27. Ok-

ge abgeschlossen. Der eine Vertrag ist ein Pachtvertrag 
über Betriebsräume in a # M | ^ ,  der unstreitig

ein Kreditvertrag. In dem Kreditvertrag verpflichtet sich
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tober 1954 haben dann der Beklagte zu l) und die Beklag­
te zu 3), letztere wiederum durch den Beklagten zu 2), 
einen neuen Vertrag geschlossen. In diesem Vertrage wur­
den die am 4. Dezember 1953 geschlossenen Verträge auf­
gehoben (§ 5). Der Beklagte zu 1) übertrug der Beklagten 
zu 3) den Alleinvertrieb seines Markenartikels GuB u.a. 
für das Gebiet der Bundesrepublik und Berlin (§ 1). Die 
Beklagte zu 3) verpflichtete sich zu einer bestimmten 
Mindestabnahme u.a. unter der Voraussetzung, daß der 
Beklagte zu 1) die Möglichkeit hat, die Lieferungen un­
ter der bisherigen Pirmierung durchzuführen (§ 3), Es 
ist daraufhin die-"GUB-Magenbitter-Vertriebsgesellschaft 
m,b.H«B gegründet worden. Gesellschafter und Geschäfts- ' 
führer dieser GmbH sind der Beklagte zu 2) und Direktor 
Egon S t ^ H H R '  Durch Vertrag vom 26. November 1954 
hat die Beklagte zu 3) ihre Hechte und Pflichten aus dem 
Vertrage vom 27. Oktober 1954 an die GÜB-Magenbitter- 
Vertriebsgesellschaft mit Zustimmung des Beklagten zu 1) 
abgetreten. Die Beklagten zu 2) und 3) behaupten, daß 
die GÜB-Magehbitter-Vertriebsgesellschaft den Vertrag 
vom 27. Oktober 1954 dem Beklagten zu 1) gegenüber we­
gen arglistiger Täuschung angefochten habe, daß der' 
Vertrag niemals zur Durchführung gekommen sei und daß 
die GUB-Magenbitter-Vertriebsgesellschaft zu keiner Zeit 
irgendwelche vertraglichen Beziehungen zum Beklagten 
zu 1) aufnehmen wolle.

Der Beklagte z u 4) ist Geschäftsführer der Firma
GmbHB, Hauptverwaltung in

Bo®, die u.a. das Caf& Kr®||H) in B o ®  betreibt. Der 
Beklagte zu 4) hat seinerzeit die Verbindung zwischen 
dem Beklagten zu 1) und den Beklagten zu 2) und 3) ver­
mittelt, wofür ihm der Beklagte zii 1) als Provision
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I .
eine Umsatzbeteiligung von 0,05 JM pro 0,7-Literflasche 
versprochen hat. Das CafS K r ^ H B i  in B o v  hat ab Hai 
1953 eine Speisen- und Getränkekarte verwandt, in der 
ein';

Boonekamp von
angeboten worden ist. Später ist diese Stelle der Karte 
überklebt und stattdessen-

Boonekamp *GuB* v.H.G.
und außerdem gesondert:

angeboten worden. Der Beklagte zu 4) hat seinem Prozeß­
bevollmächtigten mit Schreiben vom 23. April 1955 mitge­
teilt, daß *er den Verkauf des Boonekamp-Erzeugnisses 
"GuB" bis zur Erledigung des vorliegenden Bechtsstreits 
einstelle, und hat dies auch seit April 1955 getan.

Die Klägerinnen sind der Auffassung, daß die Füh­
rung der Firma "Hubert Gottfried sen.*, sei
es auch unter Weglassung des Zusatzes *sen." oder unter 
Abkürzung der Vornamen, beim Inverkehrbringen von Bitter­
likör, auch deren Benutzung auf Flaschenetiketten in der 
geschehenen Weise, gegen die" Hamens-, Firmen-, Warenzei­
chen- und Ausstattungsrechte der Klägerinnen sowie gegen 
§§ 1 und 3 UnlWG verstoße. Die Beklagten seien daher zur 
Unterlassung verpflichtet, lind zwar die Beklagten zu 2)
- 5) als Mittäter oder Gehilfen. Hierbei bestreiten die 
Klägerinnen, daß die Verträge zwischen dem Beklagten 
zu 1) und der Beklagten zu 3) nicht zur Durchführung ge­
kommen seien und daß der Vertrag vom 27. Oktober 1954 
angefochten worden sei. Dem Beklagten zu 4) werfen sie 
insbesondere noch vor, daß er zusammen toit dem Beklagten 
zu 1) den Plan ausgearbeitet habe, unter der Firma des 
Beklagten zu 1) einen Boonekamp in großen Flaschen her-
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auszubringen, um damit das Wirtegeschäft zu'machen, da die 
Gastwirte Spirituosen lieber in großen Flaschen als in 
Portionsfläschchen ausschenkten. Per Beklagte zu 1) sei, 
da er schuldhaft gehandelt habe, auch schadensersatz­
pflichtig.

Pie Klägerinnen haben beantragt,
I. die Beklagten zu verurteilen, es bei Meldung 

einer vom Gericht für jeden Pall der Zuwider­
handlung festzusetzenden Geldstrafe in unbe­
grenzter Höhe oder Haftstrafe bis zu sechs Mo­
naten zu unterlassen,
Bitterlikör unter der Firma Hubert Gottfried

sen., gegebenenfalls unter Abkürzung 
der Vornamen und/oder Weglassung des Zusatzes 
"sen." in den Verkehr zu bringen, insbesondere 
Bitterli-kör unter der Bezeichnung "Boonekamp 
of Maagbitter" in Flaschen anzubieten, feilzu­
halten oder in Verkehr zu bringen, deren Eti­
kett oder Umhüllung mit der Firmenbezeichnung 
«Hubert Gottfried sen.", gegebenen­
falls unter Abkürzung* der Vornamen und/oder 
der Weglassung des Zusatzes "sen." versehen 

' sei? -
II. 1.) den Beklagten zu 1) feiner zu verurteilen, 

den Klägerinnen Auskunft darüber zu ertei­
len, in welchem Umfange er Handlungen der 
im Antrag I bezeichneten Art begangen habe, 
und zwar unter Vorlage eines Verzeichnisses, 
enthaltend - nach Vierteljahren geördnet - 
die Hamen der Abnehmer, die Liefermengen und

i

, die Lieferpreise, sowie über den Umfang der
für Handlungen der im Antrag I bezeichneten
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> *Art betriebenen Werbung unter Vorlage eines
Verzeichnisses, in welchem die Werbeträger
und der TJmfang der Verbreitung angegeben
seien;
festzustellen, daß der Beklagte zu 1) ver­
pflichtet sei, den Klägerinnen allen Scha­
den zu ersetzen, der diesen durch die im An­
trag I bezeichneten Handlungen des Beklag­
ten zu 1) entstanden sei und noch entstehen 
werde;
den Klägerinnen die Befugnis zuzusprechen, 
das Urteil, soweit es den Beklagten zu 1) 
betreffe, innerhalb von 2 Monaten nach 
Rechtskraft auf Kosten des Beklagten zu 1) 
in folgenden Zeitungen zu veröffentlichen:

Abendpost, Frankfur t/lUain, Westdeut­
sche Allgemein^, Essen, Die deutsche 
Gaststätte, Recklinghausen-, Allgemeine 
Hotel- und Gaststättenzeitung, Stutt­
gart.

Die Beklagten haben um

Klageabweisung
gebeten. Vorab haben sie die Büge der örtlichen Unzustän­
digkeit des Landgerichts Düsseldorf erhoben. Diese Ein­
rede hat das Landgericht durch rechtskräftig gewordene 
Urteile vom 27. April 1954- und 22. Juli 1954 verworfen. 
Zur Sache beruft sich der Beklagte zu 1) auf das Hecht 
zur Führung des eigenen Hamens in seiner Firma sowie 
darauf, daß er iiach § 100 Abs 4 des Branntweinmonopolge- 
seizes und § 131 der Brafintweinverwertungsverordnung ge-
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zwungen sei, seine Firma in 3 mm hohen Schriftzeichen 
deutlich.auf seinen Flaschenetiketten anzubringen; an 
dieser untersten Grenze des Zulässigen habe er sich ge­
halten. Auch im übrigen habe er alles ihm Zumutbare ge­
tan, um Verwechselungen mit den Klägerinnen zu vermeiden 
Die Beklagten zu 2) bis 5) stellen in Abrede, mit ihren 
Handlungen Rechte der Klägerinnen verletzt zu haben; 
zum mindesten fehle es an der Wiederholungsgefahr.

Das Landgericht hat die Klage gegen die Beklagten 
zu 2) und 3) abgewiesen und im übrigen die Beklagten 
zu 1), 4) und 5) gemäß dem Unterlassungsantrag der Klä­
gerinnen verurteilt. Es hat weiterhin den gegen den Be­
klagten zu 1) gerichteten Anträgen auf Auskunftsertei­
lung, Feststellung der Schadensersatzpflicht und Zuer­
kennung der Veröffentlichungsbefugnis stattgegeben, dem 
Auskunftsanspruch jedoch unter Abweisung des auf Be­
nennung der Abnehmer gerichteten Antrages.

Gegen das Urteil des Landgerichts haben die Klä­
gerinnen und die Beklagten zu 1), 4) und 5) Berufung 
eingelegt. Die Klägerinnen verfolgten mit der Berufung 
ihre Klageanträge gegen die Beklagten zu 2) und 3) wei­
ter. Die Beklagten zu 1), 4) und 5) dagegen beharrten 
auf ihren Klagabweisungsanträgen. Das Berufungsgericht 
hat auf die Berufungen der Klägerinnen und der Beklagten 
zu 1), 4) und 5) unter Zurückweisung der Rechtsmittel 
im übrigen das Urteil des Landgerichts teilweise abge­
ändert. Es hat den gegen die Beklagten zu 1 - 4 gerich­
teten Klageanträgen teilweise stattgegeben, und zwar ge­
genüber den Beklagten zu 1) - 3) mit der Einschränkung, 
daß sich das,Unterlassungsgebot nicht auf den Gebrauch 
der Firma des Beklagten zu 1) beim Vertriebe von Bitter­
likör ohne den Zusatz Msen.” bezieht, während es den

I
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Beklagten zu 4) nur verurteilt hat / Bitterlikör aus dem 
Betriebe des Beklagten zu 1) als Boonekamp von

Eder Boonekamp "GuB" v. H.G. feilzuhal-
ten, anzubieten oder zu vertreiben- Demgemäß hat das 
Berufungsgericht auch den weiteren gegen den Beklagten 
zu 1) gerichteten Anträgen auf Feststellung der Scha- 
densersatzpflicht, auf Auskunftserteilung xmd Zuerken­
nung der Veröffentlichungsbefugnis nur mit der Einschrän­
kung stattgegeben, daß sich die Verurteilung nicht auf 
•die Verwendung der Firma des Beklagten zu 1) ohne den 
Zusatz "sen," beim Vertriebe von Bitterlikör bezieht.
Die gegen den Beklagten zu 5) gerichtete Klage hat das 
Berufungsgericht in vollem Umfang abgewiesen.

Dieses Urteil wird von den Klägerinnen mit der Re­
vision insoweit angegriffen, als die Klage gegen die Be­
klagten zu 1) - 4) teilweise abgewiesen worden ist* Die 
Beklagten zu 1) - 4) dagegen verfolgen ihre Anträge auf 
Abweisung der Klage im vollen Umfange weiter., und zwar 
der Beklagte zu 1) durch s elbständige Revision, die Be­
klagten zu 2) , 3) und 4) i* Wege der Anschlußrevision,

• Entscheidungsgrandei 

A. Klage gegen den Beklagten zu l)

I. Uhterlassungsansprucir
1 a) Das Berufungsgericht hat dem Unterlassungs­

begehren der Klägerinnen stattgegeben, soweit es sich 
gegen die Verwendung der Firma "Hubert Gottfried

sen." auch unter Abkürzung der Vornamen beim Ver­
triebe von Bitterlikör durch den Beklagten zu 1) (nachste­
hend '.unter..A. genannt: Beklagter) richtet.. *
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Das Berufungsgericht stellt hierzu in tatsächlicher 
Hinsicht fest, der Beklagte habe seine im Handelsregi­
ster eingetragene Firma "Hubert Gottfried sen."
teilweise in dieser Form, teilweise unter Abkürzung des 
Vornamens Gottfried in Gottfr. oder des Vornamens Hubert 
in Hub. mit und ohne den Zusatz wGuB Boonekampfabrik" 
benutzt. Die Verwendung der Firma des Beklagten mit dem 
Zusatz "sen." bei dem Vertriebe von Bitterlikör sei aber 
unzulässig. Dieser Zusatz werde von einem nicht unerheb­
lichen feil der Abnehmerkreise des Erzeugnisses des Be­
klagten als ein Prioritätshinweis aufgefaßt. Er führe zu 
der irrigen Annahme, es handle sich bei dem Unternehmen 
des Beklagten um ein Stammuntemehmen, oder doch um ein 
älteres Unternehmen als das der Klägerinnen. Hierdurch 
aber werde der unrichtige Eindruck erweckt, das Unterneh­
men des Beklagten biete eine besondere Gewähr für Ge­
schäftserfahrung und Solidität. Der Zusatz "sen." erwecke 
somit unrichtige Vorstellungen über die geschäftlichen 
Verhältnisse des Beklagten, die geeignet seien, den An­
schein eines besonders günstigen Angebots hervorzurufen, 
Der Gebrauch dieses Zusatzes im geschäftlichen Verkehr 
mit' Bitterlikör verstoße deshalb gegen § 3 ünlWß.

Hiergegen sind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 
Der Beklagte beanstandet zu Unrecht, das Verbot, den 
Zusatz "sen." in seiner Firma zu führen, sei schon des­
halb ungerechtfertigt, weil er stets zu erkennen gegeben 
habe, daß ihm an der Führung dieses Zusatzes nichts ge­
legen sei und daß er-jederzeit bereit sei, diesen Zusatz 
fortzulassen. Maßgebend für die Beurteilung der Rechts­
lage ist allein, daß der Beklagte den beanstandeten,Zu­
satz tatsächlich. in seine Finna Aufgenommen und seinen; 
Bitterlikör mit diesem'Firmenzusatz in Verkehr- gebracht 
hat.
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Auch die Behauptung des Beklagten, er habe sich"seit 
etwa 20 Jahren im persönlichen Verkehr als Hubert Gott­
fried sen. bezeichnet und die Aufnahme dieses
Zusatzes in seine Birma habe dazu dienen sollen, ihn von 
seinem in seiner Birma mitarbeitenden Sohn, der die glei­
chen Vornamen als Rufnamen führe, zu unterscheiden, ist 
nicht geeignet, eine abweichende Beurteilung zu rechtfer­
tigen. Von welchen subjektiven Vorstellungen und Absich­
ten der Beklagte bei der Wahl dieses Zusatzes ausgegangen 
ist, ist für die Frage, ob es sich um eine irreführende 
Keimzeichnung im Sinne des § 3 UnlWG handelt, unerheb­
lich. Entscheidend ist insoweit allein, wie dieser Fir­
menzusatz im Verkehr, dem die Beweggründe des Beklagten 
weitgehend unbekannt sind, aufgefaßt wird. Hierzu hat 
aber das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei festgestellt, 
daß ein nicht unerheblicher Teil der in Betracht kommen­
den Verkehrskreise die Abkürzung "sen»1’ in der Firma 
eines mit der Herstellung und dem Vertrieb von Bitterli­
kör befaßten Unternehmens namens "Hubert Gottfried 
U M W  nicht als einen Hinweis auf das Verhältnis 
des Inhabers dieser.Firma zu dessen der Allgemeinheit 
unbekannten Sohn auffaßt, sondern diesem Zusatz unrich­
tigerweise entnimmt, es handle sich um das Stammunter­
nehmen der altbekannten U^^^^-Froduktion.

Es ist auch rechtlich nicht zu beanstanden, daß 
das Berufungsgericht diese irrige Vorstellung durch den 
Zusatz "GuB Boonekampfabrik" nicht als ausgeräumt erach­
tet hat; denn diese Bezeichnung klärt das Publikum in 
keiner Weise darüber auf, daß mit dem Zusatz "sen." 
nicht ein Hinweis auf das Alter des Unternehmens des Be­
klagten gegeben werden sollte, sondern das Altersver­
hältnis des Beklagten zu .seinem Sohn gemeint sei.* • *

I
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b) Soweit das Berufungsgericht dem Unterlassungsbe­
gehren der Klägerinnen auch entsprochen hat, als es sich 
gegen die von dem Beklagten benutzten Flaschenetiketten 
wendet, ist gleichfalls ein Rechtsfehler nicht ersicht­
lich. Denn auch durch die Aufmachung dieser Etiketten 
wird der Gefahr einer Irreführung des Publikums durch 
den Zusatz "sen." nicht in genügendem Maße entgegenge­
wirkt. Bas Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß auf 
diesen Etiketten zwar in erster Linie die Bezeichnung 
"GuB" als Blickfang herausgestellt ist. Ohne Rechtsirr­
tum geht aber das angefochtene Urteil davon aus, hier­
durch werde noch nicht ausreichend erkennbar gemacht, 
daß es sich bei der Firma des Beklagten um ein ganz ande­
res, zu der bekannten. G ( H H B - F i r m a  in keinerlei Be­
ziehungen stehendes Unternehmen handele. Bas Berufungs­
gericht führt hierzu aus, die Bezeichnung "GuB” lenke im 
Gegenteil auf den Famen und damit auf die Klä­
gerinnen hin. Penn diese Buchstabenzusammenstellung wür­
de im Verkehr nicht als Firmenbezeichnung, sondern nur 
als Marke des Bitterlikörs gewertet, wobei es naheliege, 
sie als Kombination der drei Anfangsbuchstaben von 
Gottfried Boonekamp aufzufassen. Bern stehe
nicht entgegen, daß durch die Beschriftung auf der Rück­
seite der Flasche die Beutung nahegelegt werde, es hand­
le sich um eine Abkürzung von "Güte und Bekömmlichkeit". 
Solche Hinweise auf der Rückseite der Flasche würden zu­
meist nicht beachtet. Auch habe der Beklagte sine sol­
che Beutung nicht etwa seinen Abnehmern eingehämmert, 
sondern auf seinen Geachäftskarten auch die Kombination 
"Genuß und Behagen" herausgestellt.

4
Bie Gefahr' einer Irreführung sieht das Berufungsge­

richt auch nicht dadurch als aus&eschaltet an, daß die 
Firma des Beklagten auf dem Etikett verhältnismäßig
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* ♦•klein geschrieben sei. Denn da sich bei Spirituosen der
Kunde vor allem für den Hersteller interessiere, werde er 
auch auf dem Etikett des Beklagten•nach der Firma suchen 
und sich hiervon durch die kleine Schrift nicht abhalten 
lassen. Dagegen würden bei der flüchtigen Betrachtungswei­
se des Verkehrs die gleichfalls kleingeschriebenen Anga­
ben wie "gegr. 1953B und die Ortsbezeichnung 
Kr. erfahrungsgemäß kaum beachtet, so daß auch
diese Angaben nicht ausreichten, die durch den Zusatz 
"sen." hervorgerufene irrige-Vorstellung über das Alter 
der Herstellerfirma zu beseitigen. Die Annahme, es handle 
sich bei der Firma des Beklagten um ein Stammunternehmen 
der bekannten Firma werde-zudem durch die Ab­
bildung einer Kopfplastik noch verstärkt. Denn derartige 
Kopfplastiken'kenne die Allgemeinheit normalerweise nur 
bei berühmten, zumeist verstorbenen Persönlichkeiten. Es 
sei deshalb naheliegend, daß diese Kopfplastik im Verkehr 
als die Darstellung des längst verstorbenen Gründers des 
Unternehmens aufgefaßt werde.' Die Voraussetzungen des § 3 
UnlWG seien deshalb auch insoweit erfüllt, als das Fla­
schenetikett des Beklagten angegriffen werde.

Auch die hiergegen gerichteten Angriffe des Beklag­
ten greifen nicht durch. Wenn der Beklagte geltend 
macht, die in größerer Schrift unter dem Hamen des Her­
stellers befindliche Angabe des Gründungsdatums schließe 
eine Irreführung auch für den oberflächlichen Betrachter 
aus, zumal der sehr klein geschriebene Zusatz "sen." nur 
bei besonderer Aufmerksamkeit lesbar sei, so richtet 
sich dieser Angriff gegen eine im wesentlichen auf tat­
sächlichem Gebiet liegende, der Bachprüfung durch das Re- 

* Visionsgericht entzogene Würdigung des Berufungsgerichts. 
Wenn das Berufungsgericht davon ausgeht, daß Angaben auf
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einem Flaschenetikett je nach ihrem Inhalt unterschied­
lich von dem Kunden beachtet werden, so widerspricht dies 
nicht der Lebenserfahrung» Die Annahme des Berufungsge­
richts, daß bei einem Interessenten für Spirituosen, dem 
bei der Suche nach der Herstellerfirma auf dem Flaschen­
etikett eines Bitterlikörs der weithin bekannte Harne TJQ 
^Bfrmit dem Zusatz Nsen.n begegnet, eine Gütevorstellung 
erweckt wird, die ihn davon abhält, der Angabe über das 
Gründungsjahr Beachtung zu schenken, ist deshalb rechtlich 
nicht zu beanstanden« Eine Korrektur der irrigen Vorstel­
lung über das Alter der Herstellerfirma unterbleibt bei 
solcher Sachlage in der Regel selbst dann, wenn das Grün­
dungsdatum zwar rein optisch wahrgenommen, aber nicht mit 
kritischem Bewußtsein überprüft wird* Aber selbst soweit 
die Angabe über das Gründungsjahr bewußt auf genommen wird, 
ist es bei der außerordentlich starken Verkehrsgeltung des 
Hamens naheliegend, daß dieser Altershinweis nur
auf eine etwa durch einen Wechsel in der Inhaberschaft be­
dingte Heugründung der Pinna, nicht aber auf das Alter des 
Unternehmens als solchen bezogen wird» Auch hierdurch aber 
wird die irrige Vorstellung besonderer und langjährig er­
probter Fabrikationserfahrung der Herstellerfirma nicht 
ausgeräumt*

Die gegen das Unterlassungsgebot des Berufungsge­
richts gerichtete Revision des Beklagten zu 1) ist somit 
unbegründet.

2») Bas Berufungsgericht hat den weitergehenden Un­
terlassungsantrag, der die beanstandete Firmenführung des 
Beklagten beim Vertrieb von Bitterlikör ohne den Zu- 

f satz Hsen."zum Gegenstand hat, wegen, mangelnden Rechts­
schutzbedürfnisses abgewiesen» Das Berufungsgericht 
stellt hierzu fest, der Beklagte habe selbst seine Fir­
ma niemals ohne diesen Zusatz benutzt. Soweit aber Gast-
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wirte oder Händler mit der Firma des Beklagten unter Weg­
lassung dieses Zusatzes für seinen Bitterlikör geworben 
hätten, sei der Beklagte hierfür nicht verantwortlich, 
weil es sich um die Werbung selbständiger Kaufleute hand­
le. Der Beklagte habe somit eine einschlägige Verletzungs­
handlung noch nicht begangen. Aber auch die Voraussetzun­
gen für eine vorbeugende Dhterlassungsklage seien nicht 
gegeben; denn es fehle an einer drohenden Beeinträchti­
gungsgefahr. Es könne nicht gesagt werden, daß zu erwar­
ten sei, der Beklagte werde, .wenn ihm die Benutzung sei- 
ner bisherigen Firma mit dem Zusatz "sen." verboten werde, 
künftig einfach diesen Zusatzweglassen. Es sei ebensogut 
denkbar, daß der Beklagte nunmehr einen anderen Zusatz 
wähle., wobei die mannigfaltigsten. Möglichkeiten in Be­
tracht kämen, die si£h heute auch nicht annähernd über­
sehen ließen. Die wiederholt gezeigte Bereitschaft des Be­
klagten, den Klägerinnen im Vergleichswege weitgehend ent­
gegenzukommen, habe gezeigt, daß der Beklagte ernstlich 
darum bemüht sei, zu einer einwandfreien Benutzung sei­
nes Hamens zu kommen« Infolgedessen sei auch kein so kras­
ser Tatbestand gegeben, der von vornherein ein generelles 
Verbot, seinen Familiennamen in der Firma zu führen, 
rechtfertige«

a) Es ist der. Revision der Klägerinnen zuzugeben, daß 
die Begründung, mit der das Berufungsgericht eine Beein- 
trächtigungsgefahr verneint hat, soweit die Benutzung 
der Firma des Beklagten beim Vertrieb von Bitterlikör ohne 
den Zusatz »sen.n in Frage steht, einer rechtlichen Nach­
prüfung nicht standhält.

Der Beklagte hat sich gegenüber dem fraglichen tJnter- 
lassungsantrag in keinem; Zeitpunkt des Verfahrens mit man­
gelnder Gefährdung verteidigt. Er hat insbesondere das
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diesem Klagantrag stattgebende Urteil des Landgerichts 
nicht etwa mit der Begründung angegriffen, er habe zu 
einem Verbot der Benutzung seiner Firma ohne den Zusatz 
"sen." keine Veranlassung gegeben. Der Beklagte- hat viel­
mehr seinen Klagabweisungsantrag stets allein darauf 
gestützt; daß ihm das Becht, seinen bürgerlichen Hamen 
in seiner Firma zu führen, nicht beschnitten werden könne. 
Hierbei hat- der Beklagte stets hervorgehoben, daß der 
Zusatz "sen." nur der Unterscheidung von, seinem gleichna­
migen, in s einem Unternehmen mitarbeitenden Sohn dienen 

| solle. Er mißt-also selbst diesem Zusatz nicht etwa-eine
unterscheidende Bedeutung im Verhältnis zu den Klägerinnen 
bei. Wenn der Beklagte gleichwohl.uneingeschränkt die Ab­
weisung der Klage beantragt und sich auch gegen den hier 
erörterten Unterlassungsantrag allein auf sein sachliches 
Recht zu der beanstandeten Firmenführung beruft, so kann 
hieraus nür entnommen werden, daß der Beklagte für sich 
in Anspruch nimmt, seine bisherige Firma auch ohne den 
Zusatz "sen." bei dem Vertrieb von Bitterlikör benutzen 
zu dürfen. Wird aber gegenüber einer Unterlassungsklage 
ein Recht zu- der beanstandeten Handlung behauptet, so ist 
eine Beeinträchtigungsgefahr inder Regel selbst dann als 

I gegeben anzusehen, wenn eine einschlägige Verletzungshand­
lung noch nicht begangen ist (BGBZ 3, 270 ßtlGf- Constan­
ze i). '

Da der Beklagte das Recht, seinen Bitterlikör unter 
seiner bisherigen Firma ohne den Zusatz "sen." zu ver­
treiben, uneingeschränkt verteidigt und im' V e r l a u f e - -• 
des Rechtsstreits nicht zu erkennen gegeben hat, daß er 
eine Rechtsuflicht anerkenne, seiner gegenwärtigen Firma 
andere ihn von den Klägerinnen unterscheidende Zusätze 
beizufügen, ist es rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht 
eine Beeinträchtigungsgefahr mit der Begründung verneint, 
es sei eine Vielzahl unterscheidungskräftiger Zusätze



- 24 -

♦ > . (■ denkbar, die der Beklagte seiner Firma nach der Weglassung
des Zusatzes "sen." hinzufügen könne. Wird dem Beklagten 
nur dieser Zusatz verböten, so ist angesichts der Rechts­
verteidigung des Beklagten im vorliegenden Rechtsstreit 
vielmehr die Gefahr als durchaus naheliegend anzusehen, 
daß der Beklagte nur dieses Verbot beachten und den Ver­
trieb seines Bitterlikörs unter seiner bisherigen Firma 
- lediglich unter Streichung des Zusatzes "sen," - fort­
setzen wird. Für einen solchen Firmengebrauch könnte es 
insbesondere auch einen Anreiz bilden, daß der Beklagte 
durch ein auf seine gegenwärtige Firmenführung ohne den 
Zusatz "sen." beschränktes ühterlassungsgebot nicht"ge­
hindert wäre, sein bisheriges Werbematerial unter tJnkennt- 
lichmachung dieses Zusatzes weiterzuverwenden. Es kommt 
hinzu, daß sowohl die Klägerinnen wie auch der Beklagte, 
wie sich aus ihrem gesamten Vorbringen in diesem Rechts­
streit ergibt, dem Zusatz"sen." keine entscheidende Be-«
deutung beigemessen haben. Aus der Fassung der Klageanträ­
ge wie auch der Einlassung des Beklagten ist vielmehr zu 
entnehmen, daß vor allem eine gerichtliche Klärung der 
Frage angestrebt wird, ob die Firma, ffubert Gottfried 
^ H M H I  ~ ffiit ausgeschriebenen oder abgekürzten Vorna­
men - beim Vertrieb des Bitterlikörs des Beklagten benutzt 
werden darf. Es'würde hiernach auch nicht im Interesse des 
Beklagten liegen, wenn diese Frage, die in diesem Verfah­
ren den Kern des Streites der Parteien bildet, offen blie-• 
be. Jedenfalls kann angesichts der Rechtsverteidigung des 
Beklagtengegen das Hat erlassungsbegehren, soweit es die 
Benutzung seiner bisherigen Firma ohne den Zusatz "sen." 
beim Vertrieb von Bitterlikör zum Gegenstand hat, ein 
reqhtliches Interesse an diesem Unterlassungsantrag nicht 
verneint werden. Bei dieser Sachlage kann der weitere 
Angriff der Revision der Klägerinnen auf sich beruhen,
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das Berufungsgericht sei bei der Abweisung dieses TJnterlas- 
sungsantrags von der irrigen Annahme ausgegangen, er be­
zwecke ein generelles Verbot der Benutzung des Hamens

bei dem Vertrieb des Bitterlikörs des Beklag­
ten.''''"

b) Dieser Uhterlassungsantrag ist auch sachlich begrün­
det. Durch den Vertrieb von Bitterlikör unter der Firma 
"Hubert Gottfried - mit ausgeschriebenen oder ab­
gekürzten Vornamen - werden die Hamens-, Firmen-, Warenzei­
chen-und Ausstattungsrechte, der Klägerinnen verletzt.

Da geschäftlichen Verkehr ist es grundsätzlich dem 
jüngeren Gewerbetreibenden untersagt, seine Erzeugnisse in 
einer Weise zu vertreiben, die geeignet ist, Verwechselun­
gen mit dem Hamen, dem eingetragenen Warenzeichen, der Aus­
stattung oder der Firma herbeizuführen, deren sich ein an­
derer beim Vertrieb gleicher oder gleichartiger Waren be­
fugterweise bedient (§12 BGB, §§24, 25 WZG, § 16 UnlWG). ' 
Wie das Berufungsgericht bei- der Erörterung des gegen den 
Beklagten zu 4) gerichteten Ünterlassungsbegehrens,das sich 
auf eine Werbung für den Bitterlikör des Beklagten unter - 
dessen Firma ohne’den Zusatz "sen," bezieht, rechtsirr­
tumsfrei dargelegt hat, lenkt das Wort die
in Betracht kommenden Abnehmerkreise auf den allgemein be­
kannten Bitterlikör der Klägerinnen hin. Da die Parteien 
mit der gleichen Ware miteinander in Wettbewerb stehen 
und der Bezeichnung " O m p "  nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts eine überaus starke Verkehrsgeltung 
zukommt, ist es rechtlich nicht zu beanstanden, wenn das 
Berufungsgericht davon ausgeht, daß die durch die Verwen­
dung des Hamens beim Vertrieb von Bitterlikör
hervorgerufene Verwechselungsgefahr dutch die Hinzufügung 
der Vornamen des Beklagten "Hubert Gottfried" nicht aus—
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geräumt wird. Zu He eilt hebt * das Berufungsgericht hervor, 
daß diese Vornamen - gleichgültig, ob sie voll ausgeschrie­
ben oder abgekürzt werden - schon deshalb nicht unterT 
scheidungskräftig seien, weil die Pinnen der Klägerinnen 
nicht mit anderen Vornamen oder Anfangsbuchstaben im Ver­
kehr bekannt seien. Es kommt hinzu, daß es sich bei dem 
Vornamen Hubert um den Hufnamen des Gründers des Unterneh­
mens der Klägerin zu l) handelt und diese selbst in ihrer 
Firma den Buchstaben nH.* vor führt.

line Verwechselungsgefahr wird von dem Beklagten auch 
nicht ernstlich in Abrede gestellt. Ir meint jedoch, die*, 5Klägerinnen müßten diese Verwechselungsgefahr hinnehmen, 
weil sie ihm die Verwendung seines Pamiliennameiis für eine

♦ » • H* * , , V  *

eigene Bitterlikörproduktion nicht untersagen könnten»
Diese Verteidigung des Beklagten trifft nicht den Kern der 
im vorliegenden Rechtsstreit allein zu entscheidenden Fra­
ge, ob der Beklagte durch die Beifügung seiner Vornamen 
"Hubert Gottfried" zu seinem Familiennamen be­
reits alles Erforderliche und Zumutbare getan hat, um Ver­
wechselungen mit den Klägerinnen und deren Erzeugnis zu 
vermeiden. Zwar ist anzuerkennen, daß dem Hamensträger in 
der Hegel die Verwendung seines Hamens zwecks Kennzeichnung, 
seiner Waren und Bildung seiner Firma nicht verwehrt wer­
den kann, wenn dieser Hamensgebrauch in redlicher'Absicht 
geschieht. Denn grundsätzlich muß es jedem Gewerbetreiben­
den freistehen, sich in ehrlicher Weise im Geschäftsleben 
unter seinem Warnen zu betätigen (BGH GRUB 1951, 41Ö - 
Luppy; BGHZ 4, 96 /lOO, 105 - Farina/Urkölsch) . Die
Ausübung dieses Hamensrechts im geschäftlichen Verkehr 
unterliegt aber, wie jede wettbewerbliche Handlung, dem 
Gebot der Lauterkeit (BGHZ 10, 196 - Dun). Das bedeutet,•• "idaß bei einem Zusammentreffen vön Gleichnamigen die Ver­
wechselungsgefahr so weitgehend wie möglich durch eine



unterschiedliche Gestaltung der Firma und der Werbemaß- 
nahmen ausgeräumt werden muß (BGH linde.nmaier-Möhring 
UnlWG § 3 Sr 2). Ob bei einer Namensko.llision zwischen 
redlichen Wettbewerbern nur der jüngere oder auch der äl­
tere Wettbewerber durch geeignete Maßnahmen zur Beseiti­
gung oder Verminderung der Verwechselungsgefahr beizutra­
gen hat, richtet sich nach der aus den beiderseitigen ge­
werblichen und wettbewerblichen Gegebenheiten herzuleiten­
den Interessenlage (BGH GEÜR 1953, 252 ^ 5 5 7 -  Hoch- und 
Tiefbau)

Angesichts der überragenden Verkehrsgeltung, die die 
Klägerinnen als die bei weitem älteren Wettbewerber für 
die Bezeichnung errungen haben, - und zwar
nicht nur als Untemehmenskennzeichnung, sondern auch als 
Markenbezeichnung -, ist es im Streitfall allein Sache 
des Beklagten als des jüngeren Wettbewerbers, der sich 
erst im vorgerückten Alter der eigenen Herstellung eines 
Bitterlikörs zugewendet hat, durch geeignete Firmierungs- 
mafinahmen einer Verwechselungsgefahr so weitgehend wie 
möglich entgegenzüwirken, Die Frage, ob und gegebenenfalls 
durch welche unterscheidenden Firmenzusätze der Beklagte, 
falls er Bitterlikör vertreiben will, seiner Verpflichtung, 
für eine deutliche Unterscheidung von den Klägerinnen 
Sorge zu tragen, ausreichend nachkommen würde, oder ob 
angesichts der Umstände des Falles dem Beklagten der Ge­
brauch einer Firma mit dem Hamen heim Ver­
trieb eines Bitterlikörs schlechthin verwehrt ist, kann 
in dem vorliegenden Hechtsstreit nicht entschieden werden. 
Denn die Anträge der Klägerinnen richten sich nur gegen 
den gegenwärtigen Gebrauch der Firma des Beklagten
- unter Einbeziehung gewisser Abwandlungen - beim Ver-* »trieb eines Bitterlikörs; andererseits hat auch der Be­
klagte trotz eines entsprechenden Hinweises des Landge-
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richte feeine'Feststellungswiderklage dahin erhöhen, daß 
er heim Vertrieb von Bitterlikör seine gegenwärtige Pinna 
mit bestimmten konkret formulierten Zusätzen wie etwa 
einem unterscheidungskräftigen Pantasiewort benutzen dür­
fe» Diejenigen Pormen des Firmengebrauchs aber, die hier­
nach allein Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits 
sind, sind injedem Palle unzulässig} denn sie erschöpfen 
mangels unterscheidungskräftiger Zusätze nicht alle Mög­
lichkeiten zua? Minderung der sich aus der Verwendung des 
Namens ergebenden Verwechselungsgefahr,, Der
Dhterlassungsantrag ist deshalb selbst dann begründet, 
wenn dem Beklagten das Recht, sich des Namens 
beim Vertrieb .von Bitterlikör zu bedienen, nicht voll­
ständig abgesprochen werden könnte. Denn auch nach han­
delspolizeilichen Vorschriften ist der Beklagte nicht ge­
nötigt, beim Vertrieb von Bitterlikör eine Firma zu be­
nutzen, die auf seinen Familiennamen und zwei seiner Vor­
namen beschränkt ist. Weder § 18 HGB noch § 100 des 
Branntweinmonopolgesetzes in Verbindung mit § 131 des 
Branntweinverwertungsgesetzes stehen der Aufnahme unter- 
scheidungskräftiger Zusätze in die Firma entgegen. Die 
umstrittene Frage, ob § 18 HGB für den wettbewerblichen 
Tatbestand überhaupt bedeutsam ist (so u.a. RGZ 116,
209 f /STtollwerĴ T', dagegen vor allem Beimer "Warenzei- 
chen- und Wettbewerbsrecht" 3.Aufl, 19. Kap Anm 4), be­
darf deshalb in dem anhängigen Verfahren, in dem nicht 
ein generelles Verbot des Gebrauchs des Namens

beim Vertrieb des Bitterlikörs des Beklagten in 
Präge steht, keiner Entscheidung. Denn durch die bean­
standete Art der Benutzung des Namens die
von den Unterscheiöungsmöglichkeiten durch unterschei­
dungskräftige Zusätze keinen Gebrauch macht, verletzt* t
der Beklagte die Namens— , Firmen-, Warenzeichen- und
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Ausstattungsrechte der Klägerinnen selbst dann, wenn ihn 
bei der Bildung seiner Birma und deren Gebrauch beim Ver­
trieb seines Bitterlikörs keinerlei unredliche Absichten 
geleitet haben sollten,

Dies gilt auch, soweit im besonderen die Flascheneti­
ketten -des Beklagten angegriffen werden. Wie bereits darge­
legt wurde,.sind nach den rechtsirrtumsfreien Feststellun­
gen des Berufungsgerichts weder die dort herausgestellten 
Bezeichnungen "Boonekamp of Maagbitter" und "GuB" noch die 
Ausgestaltung der Etiketten im übrigen geeignet, der Ver- 
wechseiungsgefahr, die durch die Anbringung der Firma 
"Hubert Gottfried auf den Etiketten heraufbe-
schworen würde, ausreichend entgegenzuwirken.

Da hiernach dem Unterlassungsantrag der Klägerinnen, 
soweit es sich um die Benutzung der Bezeichnung "Hubert 
Gottfried ohne "sen," handelt, bereits auf Grund
ihrer Bezeichnungsrechte in vollem Umfange stattzugeben ist, 
bedarf es keiner Erörterung, ob das Klagbegehren auch aus 
§ 1 UnlWG unter dem Gesichtspunkt der Verwässerungsgefahr 
oder aus § 3 UnlWG’ wegen einer Irreführung des Verkehrs 
über die Beschaffenheit des Bitterlikörs des Beklagten 
zu 1) gerechtfertigt ist,,

IX, Veröffentlichungs-, Schadensersatz- und Auskunfta- 
ansnruch«

1,) Bie Zuerkennung der Veröffentlichungsbefugnis, so­
weit das angefochtene Urteil den Beklagten zu 1) betrifft, 
rechtfertigt sich aus § 23 Abs 4 UnlWG. Die von dem Beru­
fungsgericht vorgenommene Interessenabwägung läßt eine 
fehlsame rechtliche Betrachtungsweise nicht erkennen,In- 
soweit werden auch Angriffe von dem Beklagten nicht erho­
ben. Da jedoch hinsichtlich des Unterlassungsgebotes ge­
gen den Beklagten das erstinstanzliche’Urteil wieder her­
zustellen ist, war der Text, dessen Veröffentlichung den



Klägerinnen gestattefcwjjEd, entsprechend abzuändem,
2.) Hinsichtlich des Antrages auf Feststellung der 

Schadensersatzpflicht und des Auskunftsantrages muß es 
dagegen hei der auf die Firmenführung mit dem Zusatz 
w8en,w beschränkten Verurteilung des Berufungsgerichts 
verbleiben. Die Klägerinnen haben die Feststellung des 
Berufungsgerichts, daß der Beklagte bislang seine Firma 
nicht ohne diesen Zusatz benutzt habe und für die Werbung 
für seinen Bitterlikör unter Weglassung dieses Zusatzes 
durch selbständige Gewerbetreibende nicht verantwortlich 
sei, nicht angegriffen. Es muß deshalb davon ausgegangen 
werden, daß dem Beklagten eine einschlägige Verletzungs­
handlung nicht zur last gelegt werden kann. Ein möglicher­
weise künftig entstehender Ersatzanspruch reicht aber zur 
Begründung einer Feststellungsklage nicht aus, wenn das 
Schadensereignis, das den Ersatzanspruch auslösen soll, 
noch gar nicht eingetreten ist. In einem solchen Fall 
fehlt es an einem bestehenden Rechtsverhältnis, für des­
sen Feststellung allein ein Hechtsschutzbedürfnis bejaht 
werden kann.

Zu Unrecht meint jedoch der Beklagte, ihn treffe ■ 
auch keine Schadenersatzpflicht für die bereits begange­
nen Verletzungshandlungen-, weil er nicht schuldhaft ge­
handelt habe. Da die Feststellung einer Schadensersatz­
pflicht nur hinsichtlich der beanstandeten Firmenführung 
mit dem Zusatz "sen." in Betracht kommt, ist für die 
Schuldfrage allein bedeutsam, ob der Beklagte bei Anwen­
dung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt hätte erken­
nen müssen, daß er zu einem derartigen Firmengebraüch 
beim Vertrieb von Bitterlikör., nicht berechtigt sei,
Dies ist vom Berufungsgericht reohtsirrtumsfrei. bejaht 
worden. Das Berufungsgericht führt hierzu aus, dem Be-



klagten habe bei Anwendung auch nur geringer Sorgfalt 
nicht verborgen bleiben können, daß der Verkehr diesen 
Zusatz nicht auf sein Verhältnis zu seinem der Allgemein­
heit unbekannten Sohn, sondern auf sein Verhältnis zu 
den bekannten Klägerinnen beziehe und somit irregeführt 
werde.

Den gleichen Standpunkt hatte das Landgericht Düssel­
dorf bereits in seinem in dem Verfügungsverfahren 4 Q 
33/54 ergangenen rechtskräftigen Urteil vom 22» April 1954 
vertreten. In diesem Verfahren war zwar nur über den da­
mals allein angegriffenen ausgeschriebenen Zusatz "senior" 
zu entscheiden. Die Erwägungen aber, aus' denen in dem Ver­
fügungsverfahren die Verwendung des Zusatzes "senior" 
als wettbewerbswidrig erachtet wurde, treffen in gleicher 
Weise für die Abkürzung dieses Zusatzes in "sen," zu.
Aus der Begründung des Urteils vom 22. April 1954 ergibt 
sich, daß dem Beklagten der Gebrauch des Zusatzes "sen." 
im Kähmen des Verfügungsverfahrens nicht untersagt wer­
den konnte, weil ein solches Verbot nach Auffassung des 
Landgerichts über die in diesem Verfahren gestellten An­
träge hinausgegangen wäre. Der Beklagte setzt sich in 
offenen Widerspruch zu dieser Urteilsbegründung, wenn 
er sich zu seiner Entlastung darauf berufen will, er ha­
be sich bei der Ausgestaltung der im vorliegenden Rechts­
streit angegriffenen Plaschenetiketten nur an die Richt­
linien des Urteils vom 22. April 1954 gehalten. Denn aus 
den fraglichen Entscheidungsgründen ergibt sich eindeutig, 
daß die vom Gericht verlangten Änderungen - insbesondere 
auch die Abkürzung des Zusatzes "senior" in "sen." - 
ausschließlich die Krage betrafen, welche Maßnahmen der 
Beklagte ergreifen müsse, 'um einer Bestrafung wegen Zu­
widerhandlung gegen die einstweilige Verfügung zu ent­
gehen. Hierbei ist vom Landgericht ausdrücklich hervor-
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gehoben worden, daß der Beklagte, wenn er den Anforderun­
gen der einstweiligen Verfügung nachkomme,damit'möglicher- 
weä'sS 1 näGh'j nicht dllea • • Erforderliche und Zumutbare 
getan habe, um sich aus den Schutzrechten der Klägerinnen 
herauszuhalten und Verwechselungen auszuschalten „ In die­
sem Zusammenhang hat das Gericht dem Beklagten die Verwen­
dung eines Tarenzeichens, das keinerlei Anklang an den Ka­
men T J j g g m p  aufweist', sowie die Aufnahme einer Phantasiebe­
zeichnung in dfen Firmennamen und die Streichung des Zusat­
zes "sen,** nahegelegt. Wenn der-Beklagte diesen Anregun­
gen nicht folgte <götd sich trotz des Hinweises des Gerichts, 
daß er eine eingehende Umgestaltung der Etiketten vorneh­
men, unter Umständen auch seine Firma ändern müsse,- im we­
sentlichen nur zu denjenigen Änderungen entschloß, die das 
Gericht für geboten erachtet hatte,*damit der Beklagte aus 
der Reichweite der bereits erlassenen einstweiligen Verfü-. 
gung herauskomme, so kann ihm der Vorwurf eines fahrlässi­
gen Verhaltens nicht erspart bleiben,

Dernsteht nicht entgegen, daß nach der Barstellung des 
Beklagten mehrere Juristen wie auch die Industrie- und Han­
delskammer in Bonn und die Zentrale zur Bekämpfung unlau­
teren Wettbewerbs in Frankfurt a.H. sein Vorgehen für 
rechtlich unbedenklich und geschäftlich einwandfrei be­
zeichnet haben- Der Beklagte wußte, daß es sich bei der Ab­
grenzung der wettbewerblichen Rechte Gleichnamiger um ein 
nicht einfach gelagertes Rechtsproblem handelt und die 
Klägerinnen sich für ihre Auffassung, daß sein Vorgehen 
unzulässig sei, auf die Stellungnahme namhafter Fachjuri­
sten berufen konnten. Er durfte bei dieser Sachlage nicht 
einfach auf den Rat der von ihm Befragten'vertrauen und 
die ihm günstigere Rechtsanschauung seinem Verhalten* zu­
grunde legen (BGHZ 8, 88 ßlj)*
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Ein mitwirkendes Verschulden der Klägerinnen kann 
daiin, daß sie die Vorschläge des Beklagten zu einer güt­
lichen Einigung ablehnten, nicht erblickt werden. Zwar muß 
wegen der dargelegten begrenzten Reichweite der Klagean­
träge im vorliegenden Rechtsstreit unentschieden bleiben, 
ob der Standpunkt der Klägerinnen gerechtfertigt ist, wo­
nach dem Beklagten .i ede Art der Benutzung des Hamens

beim Vertrieb seines Bitterlikörs verwehrt 
sein soll. Aber selbst wenn dieser Standpunkt nicht gebil­
ligt werden könnte, trifft die Klägerinnen keine Mitver­
antwortung für die wettbewerbswidrigen Handlungen des 
Beklagten. Denn es ist rechtlich nicht Sache der Klägerin­
nen, den Beklagten durch Vereinbarungen über die Art sei­
ner Firmenführung zu einer einwandfreien Benutzung des 
Hamens 211 verhelfen. Venn der Beklagte, bevor
er mit seinem Bitterlikör auf dem Markt erschien, Klarheit 
darüber gewinnen wollte, in welcher Form er den Hamen

beim Vertrieb seines Bitterlikörs verwenden 
darf, so war dies, nachdem alle Verständigungsversuche mit 
den Klägerinnen gescheitert waren, nur im Rahmen einer 
Feststellungsklage möglich, die konkret gestaltete Fir- 
mierungsvorschläge zum Gegenstand hatte. Da der Beklagte 
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat , son­
dern, ohne eine gerichtliche Klärung anzustreben, in der 
mit vorliegender Klage beanstandeten Weise im geschäftli- 
chen Verkehr aufgetreten ist, muß er für den Schaden, der 
hierdurch den Klägerinnen entstanden ist, aufkommen.

Die Verurteilung des Beklagten zur Auskunfterteilung 
unterliegt keinen rechtlichen Bedenken. Sie folgt aus sei­
ner Verpflichtung zur’Schadensersatzleistung.
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Bi.. Unterlassungsklage gegen die Beklagten zu 2) und 3 V,
Das Berufungsgericht geht davon aus, daß der Beklagte 

zu 2) als gesetzlicher Vertreter der Beklagten zu 3) wettbe­
werbsrechtlich für deren Handlungen hafte, gleichgültig,ob 
er an diesen Handlungen beteiligt sei oder nicht. Hierge­
gen sind rechtliche .Bedenken nicht zu erheben (RG GRUR 1936, 
1084 ^0827)*

Bas Berufungsgericht kommt sodann unter eingehender 
• "Würdigung der zwischen der Beklagten zu 3) und dem Beklag­
ten zu 1) geschlossenen Verträge zu dem Ergebnis, daß die 
Beklagte zu 3) auf das im Vorliegenden Rechtsstreit ange­
griffene Geschäftsgebaren des Beklagten zu 1) einwirken 
konnte und deshalb in gleicher Weise wie der Beklagte zu 1) 
für die fraglichen Verletzungshandlungen verantwortlich 
sei. Durch den Vertrag vom 4. Dezember 1953 sei der Beklag­
ten zu 3) ein weitgehender Einfluß auf das gesamte ge­
schäftliche Verhalten des Beklagten zu 1) einigeräuöt wor­
den, und zwar vornehmlich durch die Bestimmung des § 6 
dieses Vertrages. Danach sei ein aus 3 Personen bestehen­
der "Beirat” gebildet worden, dem die Zustimmung zur Ein­
gehung größerer Verbindlichkeiten, zu größeren Entnahmen 
des Beklagten zu 1) und vor allem auch "zu den wesentli­
chen Richtlinien für die Produktion, den Aufbau der Ver­
kauf sorgahisation und der Betriebseinrichtung" (§ 8) obge­
legen habe. Dadurch, daß der Beirat beim Aufbau der Ver­
kauf sorganisati-on mitzureden gehabt habe, hätte er insbe­
sondere auch Einfluß auf die Art der Werbung, des Auftre­
tens des Beklagten zu 1) im Verkehr, also gerade auf das 
gehabt, was den Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits 
bilde. Das Berufungsgericht weist ferner daraufhin, daß 
die Beibehaltung des Hamens in der Firma1
durch §§ 3, 5 besonders gesichert worden sei. Hach diesen
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Vertragsbestimmungen verpflichtete sich der Beklagten zu 1), 
seine Firma als Einzelfirma zu führen und ohne Zustimmung 
der Beklagten zu 3) keine Gesellschafter aufzunehmen; er 
willigte ferner in die Fortführung "der unter seinem Ha­
men gegründeten Finna" durch die Beklagte zu 3) ein, falls 
das Geschäft nicht in Gang kam. Der "Beirat" habe, so 
führt das Berufungsgericht weiter aus, völlig dem Einfluß 
der Beklagten zu 3) unterstanden, da der Beklagte zu 1) \
verpflichtet gewesen sei, keine der Beklagten zu 3) nicht 
genehme Personen für den Beirat zu ernennen (§ 6* Abs 2).
In dem ersten Beirat sei ein Mitglied Egon S t f ^ H H ^ ,  
ein Familienangehöriger des Beklagten zu 2), das zweite 
Mitglied, Br. der Hausanwalt der Beklagten zu 3)
gewesen, Biese beiden, zweifellos die Interessen der Be­
klagten zu 3) wahmehmenden Personen hätten die Stimmen­
mehrheit und somit schon die Ehtscheidungsgewalt im Beirat 
gehabt, d>„ mithin die Beklagte zu 3) auf das hier angegriffe­
ne Geschäftsgebaren des Beklagten zu 1) hätte einwirken 
können, sei damit eine Situation gegeben, aus der sich die Pas­
sivlegitimation der Beklagten zu 3) und damit zugleich der 
Beklagten zu 2) für den geltend gemachten Unterlassungs­
anspruch srgebft4. j. ■ 7 ■

Bas Berufungsgericht nimmt auch eine Wiederholungsge­
fahr an. Bie Beklagten zu 2) und 3) hätten, so führt das 
Urteil aus, keinerlei gerichtliche Unterlassungsverpflich­
tungen gegenüber den Klägerinnen übernommen. Ihre sehrift- 
sätzlichen Erklärungen, in denen sie sich und die später 
gegründete "GuB-Vertriebs-GeSeilschaft"von dem Vertrags­
verhältnis mit dem Beklagten zu 1) zu distanzieren ver­
suchten, seien insoweit unerheblich, weil sie keine ver-4 ■ ■ ■ +bindlichen Verpflichtungen enthielten. Bie Einwirkungsmög­
lichkeit der Beklagten zu 3) auf den Beklagten zu-1) sei 
aber auch durch die späteren Ereignisse nicht entfallen.

>
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Zwar sei der Vertrag vom 4. Dezember 1953 durch den Vertrag 
vom 27» Oktober 1954 abgelöst worden. In diesem neuen Ver­
trag habe aber die Beklagte zu 3) noch weitergehend als in 
dem Vertrag vom 4. Dezember 1953 sogar nach außen hin den 
Vertrieb des Bitterlikörs des Beklagten zu 1) übernommen, 
wobei noch ausdrücklich festgelegt sei, daß die Lieferun­
gen unter der bisherigen Firmierung des Beklagten zu 1) 
durchzuführen seien. Zu der Behauptung der Beklagten zu 3), 
daß der Vertrag vom' 27. Oktober 1954 nicht zur Durchfüh­
rung gekommen sei und daß die Rechte und Pflichten aus die­
sem Vertrage etwa einen Monat später mit Zustimmung des 
Beklagten zu 1) auf die zur gleichen Zeit-gegründete 
nGuB-Vertriebs-Gesellschaftw übertragen worden seien, be­
merkt das Berufungsgericht: Auch hierdurch sei die 'Wieder­
holungsgefahr nicht beseitigt; denn die handelnden Personen 
seien die gleichen geblieben» Geschäftsführer und alleini­
ge Gesellschafter der ffGuB-Vertriebs-Gesellschaftw seien 
der Beklagte zu 2), also der Generaldirektor und persön­
lich haftende Gesellschafter der Beklagten zu 3), und 
Egon Steigenberger, der bereits Mitglied des im Vertrage 
vom 4« Dezember 1953 vorgesehenen Beirats habe sein sol­
len» Die Beklagte zu 3) habe ihren Einfluß auf den Ver­
trieb des Bitterlikörs des Beklagten zu 1) somit auch 
nach dem Vertrage vom 27. Oktober 1954 behalten und sei 
deshalb mitverantwortlich geblieben. Bei den gegebenen per­
sonellen Verhältnissen bestünde zudem jederzeit die Mög­
lichkeit, daß die Beklagte zu 3) die "GuB-Vertrieb s-Ge- 
sellschaft" .wieder ausschalte und selbst wieder in das 
Rechtsverhältnis zu dem Beklagten zu 1) eintrete. Ob dies 
bereits dadurch geschehen sei, daß die nGuB-Vertriebs- 
ßeSeilschaft",- wie die Beklagte zu 3)^behauptet -, den 
Vertrag vom 27. Oktober. 1954 angefochten habe, wodurch 
möglicherweise der alte Vertrag vom 4. Dezember 1953 wie-
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der aufgelebt sei, könne dahingestellt bleiben. Nach der 
Überzeugung des Berufungsgerichts sei jedenfalls sicher, 
daß die Beklagte zu 3) den Beklagten zu 1) zumindesten 
noch so lange auf Grund der eingegangenen Verpflichtungen 
in Anspruch nehmen werde, bis der Beklagte zu 1) den von 
der Beklagten zu 3) gewährten Kredit abgedeckt habe. Nach 
alledem sieht das Berufungsgericht den Unterlassungsan- 
sprüch gegen die Beklagten zu 2) und 3) im gleichen Umfan­
ge wie gegen den Beklagten zu 1) als gerechtfertigt an.

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revisionen 
der Beklagten zu 2) und 3) sind: unbegründet. Zu Unrecht 
beanstanden die Beklagten zu 2) und 3), das Berufungsge­
richt habe über eine Täterschaft oder über Teilnahmehand­
lungen der Beklagten zu 2) und 3) an den von den Klägerin­
nen beanstandeten Verhalten des Beklagten zu 1) keine 
Feststellungen getroffen. Richtiger Beklagter für den Un­
terlassungsanspruch ist der Störer, also derjenige, auf 
dessen maßgeblichen Willen die Störungshandlung beruht 
(RGZ 92, 26). Dies ist auch derjenige, der nur mittelbar 
an der rechtsverletzenden Handlung eines aus eigenem An­
trieb handelnden Dritten mitgewirkt hat, sofern er recht­
lich verpflichtet und in der läge ist, den Dritten an der 
Störungshandlung zu hindern (RGZ 155, 316 BGHZ 14,
163 /Tltf-Constsnzh II). Diese Voraussetzung ist aber 
nach den bedenkenfreien Feststellungen des Berufungsge­
richts bei der Beklagten zu 3 ) gegeben, denn sie konnte 
auf die Art der Firmenführung des Beklagten zu 1) ent­
scheidenden Einfluß nehmen und hat den Beklagten zu 1), 
obwohl sie aus seinem geschäftlichen Verhalten eigene 
Vorteile ziehen wollte, von dem beanstandeten rechtswidri­
gen Firmengebrauch nicht abgehalten. Die Beklagte zu 3) 
hat «sogar nicht nur duldend, sondern darüber hinaus unter­
stützend an den Rechtsverletzungen des Beklagten zu 1)
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mitgewirkt (RG GRUH 1932, 1201 /12037; MuW 1932, 346 
^ 4 7J)» Dies folgt schon aus den Bestimmungen des Kredit­
vertrages vom 4* December 1953, in dem die Einräumung • 
eines Kredites von 250 000 UM u.a. mit Verpflichtungen des 
Beklagten zu 1) gekoppelt war, die nach der rechtsirrtums­
freien Würdigung des Berufungsgerichts gerade der Beibehal­
tung des Namens in der Birma des Beklagten
zu 1) dienen sollten (vgl §§ 3, 5, 6 des Kreditvertrages),

Zu Unrecht machen die Beklagten zu 2) und 3) geltend, 
das Berufungsgericht hätte aus §' 3 b des Vertrieb-Vertra­
ges vom 27. Oktober 1954, wonach die Wirksamkeit dieses 
Vertrages von der Möglichkeit abhängen sollte, daß der Be­
klagte zu 1) weiterhin unter seiner bisherigen Birma lie­
fern könne, entnehmen müssen, daß sie niemals eine eigene 
Rechtsverletzung gegenüber den Klägerinnen beabsichtigt 
oder auch nur in Kauf genommen hätten. Nachdem die Beklag­
te zu 3) sich einen, maßgebenden Einfluß auf das Unterneh­
men des Beklagten zu 1) gesichert hatte, kann sie sich der 
Verantwortung für dieses Verhalten des Beklagten zu 1) 
nicht mit dem Hinweis entziehen, ihre vertraglichen Be­
ziehungen zu dem Beklagten zu. 1) seien von der rechtlichen 
Zulässigkeit seines Verhaltens abhängig gewesen. Der von 
der Beklagten zu 3) vertretene Standpunkt würde zu dem 
unhaltbaren Ergebnis führen, daß derjenige, der sich aus 
dem wettbewerbswidrigen Verhalten eines Vertragspartners 
eigene Vorteile verspricht, sich auch dann, wenn er recht­
lich in der Lage war, sie zu verhindern, jeder eigenen 
Verantwortlichkeit für diese Wettbewerbsverstöße dadurch 
entziehen könnte, daß er seine Vertragsbeziehungen von 
der Möglichkeit der Bortsetzung des wettbewerbswidrigen 
Verhaltens abhängig macht. Gerade indem die Beklagte zu 3) (
* die Wirksamkeit des Vertrages vom 27.Oktober 1954 an die 
Bedingung knüpfte, daß dem Beklagten zu 1) der Vertrieb
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seines Bitterlikörs unter der bisherigen Firma "möglich" 
bleibe, bestärkte sie den Beklagten zu l) in dem Ent­
schluß, den rechtsverletzenden Gebrauch des Namens "U| 
■ B 1 beizubehalten.

Sind hiernach die Beklagten zu 2) und 3) als Störer 
für die begangenen Rechtsverletzungen passiv legitimiert, J 
so kann sich nur noch fragen, ob die Wiederholungsgefahr 
dadurch beseitigt ist, daß der Vertrieb des Bitterlikörs 
des Beklagten zu 1) inzwischen auf die "GuB-Magenbitter- 
Vertriebs-Gesellschaft" übertragen worden ist und diese 
Vertriebsgesellschaft den Vertrag vom 27. Oktober 1954 
wegen arglistiger Täuschung angefochten haben soll. Auch, 
diese Frage aber ist vom Berufungsgericht rechtsirrtums­
frei verneint worden. Wie vom erkennenden Senat bereits 
in seiner Entscheidung vom 6. Juli 1954 (BGHZ 14, 163 
/TöjT'-Constanze II) hervorgehoben wurde, hat das Reichsge­
richt aus wohlerwogenen Gründen an die Beseitigung der 
Wi’ederholungsgefahr stets strengste Anforderungen ge­
stellt (RG GRUR 1939, 494 /f9Ji7*). Bei einer Änderung der 
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse ist bei der 
Frage, ob durch sie die Wiederholungsgefahr ausgeräumt 
sei, stets zu prüfen, ob nicht der frühere Zustand, der 
zu den Rechtsverletzungen geführt hat, wieder hergestellt 
werden-kann (RGZ 104, 376 /5827'; RG MuW 1921/22, 211).
Biese Möglichkeit aber hat das Berufungsgericht nach 
den Umständen des Falles ohne Rechtsverstoß bejaht,Bie 
Beklagten zu 2) und 3) können sich demgegenüber auch nicht 
. mit Erfolg darauf berufen, es widerspreche der Lebenser­
fahrung, daß sie als erfahrene und angesehene Geschäfts­
leute die von den Klägerinnen befürchteten Handlungen * 
begehen würden, solange die Rechtslage noch nicht bezüg­
lich der dem Beklagten zu 1) verbleibenden Firmierungs- 
möglichkeiten klargestellt sei. Benn für die Frage der

1
vj-



Wiederholungsgefahr ist das mutmaßliche Verhalten des 
Störers nach einem ungünstigen Prozeßverlauf in der Regel 
unerheblich (RG Jff 1926, 564; RG ©RUR 1939, 494 ß W *

Es ist nach alledem dem Berufungsgericht beizupflich- 
ten, daß die Beklagten zu 2) und 3) bei der gegebenen Sach­
lage die Wiederhblungsgefahr nur durch die Übernahme einer 
gesicherten Unterlassungsverpflichtung hätten ausräumen 
können» Da sie eine solche Verpflichtung nicht übernommen 
haben, hat das Berufungsgericht zu Recht den Uhterlassungs- 
antrag gegen die Beklagten zu 2) und 3) im selben Umfange 
wie gegen den Beklagten zu 1) für begründet erachtet»

Der Unterlassungsantrag ist aber auch insoweit begrün­
det, als er den Vertrieb des Bitterlikörs des Beklagten 
zu 1) unter seiner bisherigen Firma ohne den Zusatz "sen«" 
zum Gegenstand hat» Wie oben unter A I 2 dargelegt, ist 
auch in diesem Umfange eine Beeinträchtigungsgefahr sei­
tens des Beklagten zu l) gegeben. Hach dem vom Berufungs­
gericht festgestellten bisherigen Verhalten der Beklagten 
zu 2) und 3) ist aber die drohende Gefahr nicht v.on der 
Hand zu weisen, daß sie bereit wären, auch eine solche 
Firmenführung des Beklagten Zti !)■ zu: ühterstüizemv - • ;

Co- Unterlassungsklaae gegen den Beklagten zu 4)

I. Das Berufungsgericht geht davon aus, daß die Klä­
gerinnen den Beklagten zu 4) wegen seiner Mithilfe bei 
der Ingangsetzung des .Geschäftes des Beklagten zu 1) 
nicht auf Unterlassung wegen der beanstandeten Firmenfüh­
rung in Anspruch nehmen können; denn der Beklagte zu 4) 
habe bei der Herstellung und dem Vertrieb des GuB Magen­
bitters im Rahmen des Geschäftes des Beklagten zu 1) 
selbst nicht mitgewirkt. Der nach den Behauptungen der 
Klägerinnen von ihm ausgegangene bloße Vorschlag, einen
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Bitterlikör" in großen Flaschen herauszubringen 
und damit das "Wirtegesehäft* zu machen,' sei noch keine 
Störungshandlung gewesen. Auch daraus, daß der Beklagte 
zu 4) gegen eine Provisionszusage die Verbindung zwischen 
dem Beklagten zu 1) und den Beklagten zu 2) und 3) vermit­
telt habe, lasse sich der geltend gemachte Unterlassungs- 
anspruch nicht herleiten, weil der Beklagte zu 4) keine 
Möglichkeit- gehabt habe, auf die Art der Firmenführung 
des Beklagten zu l) maßgeblichen Einfluß zu nehmen. Biese 
Ausführungen lassen einen.Rechtsirrtum nicht erkennen.’ Sie 
werden auch von der Revision der Klägerinnen nicht ange­
griffen.

II. Wenn das Berufungsgericht gegen den Beklagten 
zu 4) gleichwohl ein ühterlassungsgebot erlassen hat, so 
allein wegen der Art der Anpreisung des Bitterlikörs des 
Beklagten zu l) in den Speise- und Getränkekarten des 
Caf§ K r ^ B B i  in So^, für die der Beklagte zu 4) als Ge­
schäftsführer der GmbH, die
dieses Cafk betreibt, nach Auffassung des Berufungsge­
richts verantwortlich ist; Bas Urteil führt hierzu aus:
In diesen Speise- und Getränkekarten-sei das Erzeugnis 
des Beklagten zu 1) zunächst als "Boonekamp von 
und später als "Boonekamp GuB v. H.G. ange­
priesen worden. Beides sei aber unzulässig. Bie Bezeich- 
nung "Boonekamp von enthalte überhaupt keinen
Hinweis auf den Bitterlikör des Beklagten zu 1), sondern 
nur einen Hinweis auf den Bitterlikör der Klägerinnen. 
Barin liege ein klarer Verstoß gegen das Hamens-, Firmen- 
und Warenzeichenrecht der Klägerinnen wie auch gegen 
§ 3 HnlWG. Aber auch die spätere Werbung mit "Boonekamp" 
"GuB" V.H.G. sei noch irreführend. Bas Wort
"i****“^ "  lenke den Leser, auf den allgemein bekannten
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Bitterlikör " U j f l H H V 1 der Klägerinnen hin. Der Zusatz 
"Boonekamp" sei als Beschaffenheitsangabe nicht unter­
scheidend. Wenn vielleicht auch einem großen Teil der Ab­
nehmer des der Klägerinnen bekannt sei, daß
die Klägerinnen selbst ihren Bitterlikör ohne den Zusatz 
"Boonekamp” in den Verkehr bringen, so sei die Benutzung 
dieses Zusatzes durch einen Gastwirt doch nichts Auffälli­
ges. Auch durch die Beifügung der Anfangsbuchstaben H.G. 
der Vornamen des Beklagten zu 1) wie der Bezeichnung 
nGuBn, die der Verkehr nicht als Warnen des Herstellers, 
sondern als Marke auffasse, werde die Verwechslungsgefahr 
nicht ausgeräumt. Sie sei’auch nicht dadurch beseitigt 
worden, daß der Beklagte zu 4) die Angestellten des. Cafi 
K r f ü ^  angewiesen habe, bei Entgegennahme von Bestellun­
gen auf den Unterschied zwischen dem Fabrikat der Klägerin­
nen und dem Fabrikat des Beklagten zu 1) besonders auf­
merksam zu machen, und zwar in der Weise, daß es sich bei 
dem "GuB Boonekamp” um ein neues Erzeugnis des Bruders 
von handele. Denn abgesehen davon, daß derarti­
ge Anweisungen nicht strikt eingehalten würden, wie die 
weitere Anweisung des Beklagten zu 4) an das Bedienungs­
und Büfettpersonal vom 11. Mai 1955 beweise, komme es in 
allen den Fällen zu keiner Aufklärung des Publikums, in 
denen der Gast zwar die Anpreisung des Bitterlikörs des 
Beklagten zu 1) in der Getränkekarte lese, aber keinen 
solchen bestelle. Die Irreführung sei dann gleichwohl ein­
getreten und wirke sich möglicherweise bei einer anderen . 
Gelegenheit aus.

Das geschehe auch jetzt noch, nachdem der Beklagte *
zu 4) den Verkauf des Bitterlikörs des Beklagten zu 1) 
eingestellt habe.: Denn der Beklagte zu 4) habe ’ . 
nicht vorgetragen, ‘daß er gleichzeitig auch die Getränke-» 
karten mit der angegriffenen Werbung zurückgezogen habe-



Schon aus diesem Grunde sei auch die Wiederholungsgefahr 
nicht beseitigt. Bin Wegfall der Wiederholungsgefahr kä­
me aber auch deshalb nicht in Betracht, weil der Beklag­
te zu 4) sich nicht «bedingungslos”, sondern nur bis zur 
Erledigung des Rechtsstreits zur Unterlassung bereit er­
klärt habe.

1. Die hiergegen gerichtete Revision des Beklagten 
zu 4) ist nur teilweise begründet.

a) Zu Unrecht macht der Beklagte zu 4) geltend, sei­
ne Verurteilung zur Unterlassung entbehre schon deshalb
j eglicher Rechtsgrundlage, weil zwischen ihm und den Klä­
gerinnen kein Wettbewerbsverhältnis bestehe. Der Umstand, 
daß die Klägerinnen an Großabnehmer liefern, durch die 
Speise- und Getränkekarten des Caf£ KrflHBfc dagegen der 
Letztabnehmer von Spirituosen angesprochen wird, steht der 
Annahme eines Wettbewerbsverhältnisses nicht entgegen.
Auch zwischen Gewerbetreibenden verschiedener Wirtschafts­
stufen kann ein Wettbewerbsverhältnis bestehen. So sind 
die Kunden eines Gastwirts mittelbar auch Abnehmer der 
Hersteller von Spirituosen und der Absatz der Spirituo­
senfabrikanten kann durch wettbewerbswidrige Handlungen 
des Gastwirts beeinträchtigt werden (BGH BJW 1955, 1753? 
BGHZ 18, 175 ^827-Äatera). Abgesehen hiervon setzt ein . 
Uhterlassungsanspruch, der, wie im Streitfall, auf die 
Verletzung absoluter Kennzeichnungsrechte (§ 16 UhlWG,
§ 25 WZG) gestützt wird, nicht das Vorliegen eines Wett­
bewerbsverhältnisses voraus. .

b) Auch soweit das Berufungsgericht in dem Angebot
des Bitterlikörs des Beklagten zu l) als «Boonekamp GuB 
von H.G»' einen Verstoß gegen die Bezeichnungs­
rechte der Klägerinnen wie gegen § 5 UnlWG erblickt und . 
die Verantwortlichkeit des Beklagten zu 4) hierfür be-



jaht, ist ein Rechtsirrtum nicht ersichtlich» Es ist fer­
ner rechtlich bedenkenfrei, wenn das Berufungsgericht die 
durch die Anpreisung in den Getränkekarten des Cafi Krf^- 
4 ^  hervorgerufene Gefahr einer Irreführung des Publikums 
nicht dadurch als ausgeräumt angesehen hat, daß der Be-* 
klagte zu 4) die Angestellten des Caf&s angewiesen hat, 
bei Entgegennahme von Bestellungen auf den Unterschied 
zwischen dem Fabrikat der Klägerinnen und des Beklagten 
zu 1) aufmerksam zu machen. Zu Recht weist das Berufungsge­
richt darauf hin, daß eine solche Aufklärung Verwechse­
lungen und Irreführungen jedenfalls bei solchen Besuchern 
des Caf& K r d H f c n i c h t  verhindert, die diese Art der An­
preisung lesen, ohne daß ihnen - mangels einer Bestellung - 
ein Hinweis auf die verschiedene Herkunft der beiden Bitter­
liköre gegeben wird (BGH GEUR 1955, 251 - Silberal).

c) Die Revision des Beklagten zu 4) kann schließlich 
auch keinen Erfolg haben, soweit sie sich dagegen wendet, 
daß^das Berufungsgericht eine Wiederholungsgefahr als ge­
geben erachtet hat.

Zwar begegnet die Begründung des angefochtenen Urteils 
rechtlichen Bedenken, wonach es einem Wegfall der Wieder­
holungsgefahr trotz der tatsächlichen Einstellung des Ver­
triebs des Bitterlikörs des Beklagten zu 1) entgegenstehen 
soll, daß der Beklagte zu 4) sich nicht bedingungslos, son­
dern nur bis zur Erledigung dieses Rechtsstreits bereit 
erklärt habe, den Vertrieb nicht wieder aufzunehmen. Die 
fragliche Erklärung des Beklagten zu 4) kann bei einer 
sinngemäßen Auslegung nur dahin verstanden werden, daß er 
sein weiteres Verhalten nach dem Ausgang dieses Prozesses 
riqhten werde, das Erzeugnis des Beklagten zu 1) also 
auch'nach Erledigung des Rechtsstreits nicht mehr unter . 
der beanstandeten Firma in Verkehr bringen werde, wenn



deren Gebrauch dem Beklagten zu 1) beim Vertrieb seines Bit­
terlikörs untersagt werde* Da der Beklagte zu 4) als selb­
ständiger Abnehmer keine rechtliche Möglichkeit'hat, auf 
die Art der Firmenführung des Beklagten zu 1) Einfluß zu 
nehmen, muß er grundsätzlich eine Wiederholungsgefahr 
auch dadurch ausräumen können, daß er den Vertrieb unter 
der beanstandeten Bezeichnung tatsächlich einstellt und 
sich zur Unterlassung unter der auflösenden Bedingung ver­
pflichtet, daß die Zulässigkeit der beanstandeten Firmen­
führung der Herstellerfirma nicht gerichtlich festgestellt 
werde. Die gegenteilige Auffassung des Berufungsgerichts, 
die auch in Fällen der vorliegenden Art die Übernahme 
einer unbedingten, also von der rechtlichen Zulässigkeit 
des Firmengebrauchs des Herstellers unabhängigen Unterlas­
sungsverpflichtung verlangt, wird der besonderen wettbe­
werblichen läge selbständiger Gewerbetreibender, wie Händ­
ler und Gastwirte, nicht gerecht, die das Erzeugnis eines 
Dritten feilhalten und in Verkehr bringen, auf dessen Fir­
menführung oder sonstige Werbemaßnahmen einzuwirken nicht 
in ihrem Machtbereich steht. Es kann diesen Gewerbetrei­
benden nicht zugemutet werden, sich aus dem Vertrieb des 
fraglichen Erzeugnisses auch für den Fall auszuschalten, 
daß sich die Firmenführung der gleichfalls auf Unterlas­
sung in Anspruch genommenen Herstellerfirma schließlich 
als zulässig erweist. Denn dann wären sie auf Grund ih­
rer bedingungslosen Unterlassungsverpflichtung auch nach 
Abweisung der Klage gegen den Hersteller als einzige Ge­
werbetreibende künftig gehindert, das Erzeugnis unter der 
rechtlich einwandfreien Firma in Verkehr zu bringen. Zur 
Ausräumung der Gefahr eigener Rechtsverletzungen kann 
‘nicht verlangt werden, daß ein Abnehmer, der auf die Apt 
der Firmenführung seines Lieferanten in keiner Weise Ein­
fluß zu nehmen vermag, ein solches Risiko übernimmt.
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Der Umstand allein, daß der Beklagte zu 4) sich nicht 

bedingungslos zur Unterlassung bereit erklärt hat, spricht 
hiernach noch nicht gegen einen Wegfall der Wiederholungs­
gefahr. Es fehlt aber an einer durch Versprechen einer Ver­
tragsstrafe für jeden Ball der Zuwiderhandlung gesicherten 
Unterlassungsverpflichtung. Der Beklagte zu 4) hat ledig­
lich durch seinen Prozeßbevollmächtigten erklären lassen, 
daß er beabsichtige, den Vertrieb des Bitterlikörs des 
Beklagten zu 1) bis zur Erledigung des Rechtsstreitsein­
zustellen. Abgesehen davon, daß aus dieser Erklärung nicht 
zu entnehmen ist, ob der Beklagte zu 4) auch die Getränke­
karten mit der angegriffenen Werbung zurückgezogen hat, 
reicht eine solche formlose Erklärung, die keine den Be- ' 
klagten zu 4) bindende Verpflichtung enthält, schon des­
halb nicht aus, die Wiederholungsgefähr zu beseitigen, 
weil der Beklagte zu 4) erst im April 1955, also nachdem 
die Unterlassungsklage bereits über ein Jahr gegen ihn 
anhängig war, den Vertrieb des Erzeugnisses des Beklag­
ten zu 1) eingestellt hat. Berücksichtigt man weiterhin, 
daß der Beklagte zu 4) den Beklagten zu l) mit den Beklag­
ten zu 2) und 3) zusammengebracht und ihn hinsichtlich 
seiner Vertriebsmaßnahmen beraten hat, so bedurfte es an­
gesichts dieser über die bloße Abnehmerschaft hinausgehen­
den Verbindung zu dem Beklagten zu l) einer gesicherten 
Unterlassungsverpflichtung, - wenn auch unter der auf lö­
senden Bedingung einer rechtskräftigen Abweisung der Klage 
gegen den Beklagten zu l) -, um die Wiederholungsgefahr 
in der Person des Beklagten zu 4) awszuräunjen.

d) Dagegen ist die Revision des Beklagten zu 4) be­
gründet, soweit sie sich gegen das Verbot richtet, Bitter- 
likßr aus dem Betriebe des Beklagten zu 1) als Boonekamp 
von feilzuhalten, anzubieten oder zu vertreiben.
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Eie Annahme des Berufungsgerichts, daß das Erzeugnis 
des Beklagten zu 1) ab. Mai 1953. im Caffe K r f l p  unter 
dieser Bezeichnung angeboten worden sei, entbehrt der 
tatsächlichen Grundlage. Sie beruht auf einem offenbaren 
Irrtum. Der Beklagte zu 4) hatte vorgetragen, unter die­
ser Bezeichnung sei der Bitterlikör der Klägerinnen ge­
führt worden (S J seines Schriftsatzes vom 11. Mai 1955), 
das Erzeugnis des Beklagten zu 1) sei dagegen als "Boone- 
kamp GuB von H.G. angeboten worden, Eie Kläge­
rinnen haben nichts Gegenteiliges behauptet. In der neuen 
Getränkekarte werden getrennt voneinander angebotens 
"Boonekamp nGuBn von H.G. und
Es ist hiernach kein Anhalt dafür gegeben, daß der Beklag­
te zu 4) eine einschlägige Verletzungshandlung begangen 
hat oder eine solche drohend bevorsteht.

2. Andererseits ist aber auch der Eevisionsangriff 
der Klägerinnen begründet, das Berufungsgericht hätte, die 
Verurteilung des Beklagten zu 4) nicht auf den in den Ge­
tränkekarten des Caf6 K r ^ B B I  eingedruckten Text be­
schränken dürfen. Der Unterlassungsantrag der Klägerinnen 
richtete sich nicht nur gegen diese besondere fferbemaß- 
nahme des Beklagten zu 4), sondern hatte die gleichen 
Handlungen zum Gegenstand, deren Unterlassung von dem Be­
klagten zu 1) verlangt wurde. Eine teilweise Abweisung 
der Unterlassungsklage gegen den Beklagten zu 4) wäre 
hiernach nur gerechtfertigt, wenn das Berufungsgericht 
nicht für erwiesen gehalten hätte, ob der Beklagte zu 4) 
die weiteren Handlungen, deren Unterlassung begehrt wird, 
begangen hat und ob insoweit nicht zumindest die drohen­
de Gefahr einer künftigen Beeinträchtigung gegeben ist. 
Eies aber ist vom Berufungsgericht * nicht erörtert worden.



- 4 8

Hach dem unstreitigen Sachverhalt ist im Caf6 
K r ^ H ^  der Bitterlikör des Beklagten zu 1) ausge­
schenkt worden. Da Gegenteiliges nicht vorgetragen wor­
den ist, muß davon ausgegangen werden, daß dies aus den 
von dem Beklagten zu l) in Verkehr gebrachten, mit dem 
angegriffenen Flaschenetikett versehenen Flaschen ge­
schehen ist. Bann aber hat auch der Beklagte zu 4) Bit­
terlikör unter der Firma nEubert Gottfr.DBflHHB sen," 
in Verkehr gebracht, insbesondere Bitterlikör unter der 
Bezeichnung wBoonekamp bf Maagbittertt in Flaschen ange- 
boten und feilgehalten, deren Etiketten oder Umhüllun­
gen mit der angeführten Firmenbezeichnung versehen waren. 
Bies ist auch' von’dem Beklagten zu 4) in den Vorinstanzen 
niemals in Abrede gestellt worden. Ber Beklagte zu 4) hat 
sich vielmehr gegenüber dem Unterlassungsantrag in den 
Vorinstanzen allein dahin verteidigt, daß er geglaubt ha­
be, durch die beanstandeten Handlungen nicht in die Rech­
te der Klägerinnen einzugreifen, und daß außerdem die 
Wiederholungsgefahr durch die Einstellung des Vertriebs 
beseitigt sei. Erst in der Revisionsinstanz hat er erst­
malig geltend gemacht,‘die Beschränkung des ünterlassüngs- 
gebots auf die Werbung in den Getränkekarten des Caf6 
K r ^ H B *  rechtfertige sich deshalb, weil die Gäste bei 
Spirituosen, die in Gastwirtschaften ausgeschenkt werden, 
die Flaschen und damit ihre Etikettierungen nicht zu Ge­
sicht bekämen. Es kann aber nicht gesagt werden, daß nach 
der Lebenserfahrung von einer solchen allgemeinen Übung 
in den Gastwirtschaften auszugehen ist«, Sehr oft sind 
vielmehr die Flaschen am Schanktisch oder der Ge tränke- 
ausgabe der Gastwirtschaft den Gästen sichtbar oder wer­
den doch dem Gast auf Verlangen gezeigt. Es kann deshalb 
nicht etwa als Erfahrungstatsache davon ausgegangen wer­
den, den Kunden eines Gastwirts würden die Etiketten der 
Flaschen, aus denen das bestellte Getränk ausgeschenkt



wird, stets unbekannt bleiben« Sollte aber eine gegentei­
lige Übung im Cafe K r ^ H ^  bestehen, hätte dies vom Be­
klagten zu 4) in den Tatsacheninstanzen vorgebracht 'und un­
ter Beweis gestellt werden müssen. Da dies nicht geschehen 
ist, kann das rein tatsächliche Vorbringen in der Revi­
sionsinstanz nicht berücksichtigt werden.

Aber selbst wenn dieses Vorbringen des Beklagten zu 4) 
als richtig unterstellt wird, wäre angesichts der Rechts­
verteidigung des Beklagten zu 4) in den Vorinstanzen die 
Gefahr künftiger Beeinträchtigungen der Klägerinnen durch 
Handlungen des Beklagten zu 4)y wie sie Gegenstand des 
Unterlassungsbegehrens der Klägerinnen bilden, zu bejahen. 
Denn daraus, daß der Beklagte zu ;4) sich der - aus der 
Fassung des Unterlassungsantrags zu entnehmenden - Be­
hauptung der Klägerinnen, er habe das Erzeugnis des Be­
klagten zu 1) in'der von diesem gewählten Flaschenaufma­
chung feilgehalten und vertrieben, nicht widersetzt hat, 
ist zu entnehmen, daß er sich an sich zu derartigen Hand­
lungen für berechtigt hält und ihre künftige Vornahme 
lediglich davon abhängig machen will, ob dem Beklagten 
zu 1) seine bisherige -Firmenführung gestattet bleibt. 
Dementsprechend hat der Beklagte zu 4) auch das dem Un­
terlassungsantrag in vollem Umfang stattgebende Urteil 
des Landgerichts nicht etwa mit der Begründung angegrif­
fen, er habe einschlägige Verletzungshandlungen nicht be­
gangen« und werde sie auch nach Erledigung des Rechts­
streits nicht begehen. Allein schon aus dieser Rechtsbe- 
rühmung aber folgt, daß eine Beeinträchtigungsgefahr in 
Ansehung des Beklagten zu-4) in gleichem Umfang wie in der 
Person des Beklagten z^ 1) gegeben ist. Hiernach erweist 
sieh die teilweise' Abweisung des Unterlassungsbegehrens ' 
gegen den Beklagten zu 4) durchras Berufungsgericht als 
nicht gerechtfertigt.

4
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D. Hach alledem war auf Grund der Revisionen der Klä­
gerinnen und des Beklagten zu 4) unter Zurückweisung der 
weitergehenden Rechtsmittel der Klägerinnen und des Beklag­
ten zu 4) sowie der Revisionen der Beklagten zu 1) bis 3) 
das Berufungsurteil abzuändern, soweit die Unterlassungs- 
klage gegen die Beklagten zu 1) bis 3) teilweise abgewie­
sen und der Unterlassungsklage gegen den Beklagten zu 4) 
nicht entsprechend den Klageanträgen stattgegeben worden 
ist. Der Text, zu dessen Veröffentlichung die Klägerinnen 
für berechtigt zu erklären waren, war entsprechend dem 
gegen den Beklagten zu 1) ergangenen weitergehenden Un­
terlassungsgebot neu zu fassen. Hinsichtlich der Feststel­
lung der Schadensersatzpflicht des Beklagten zu l) und 
seiner Verurteilung zur Auskunftserteilung war das Ur­
teil des Berufungsgerichts aufrechtzuerhalten.

E, Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91, 92,
97? 100 ZPO.

Die Kosten waren für die erste und zweite Instanz 
sowie für die Revisionsinstanz getrennt,zu verteilen, da 
der Streitwert sich für die Revisionsinstanz ermäßigt 
hat, nachdem die Klage gegen den Beklagten zu 5) durch 
das Berufungsgericht rechtskräftig abgewiesen worden war« 
Die Klägerinnen sind gegenüber dem Beklagten zu 1) zu 
einem geringen Teil unterlegen - Auskunfts- und Schadens­
ersatzanspruch, soweit er sich auf die Bezeichnung "Hu­
bert Gottfried ohne "sen." bezieht, und so­
weit die Klägerinnen auch die Angabe der Hamen der Abneh­
mer erreichen wollten - sowie in vollem Umfange gegenüber 
dem Beklagten zu 5). Sie haben daher von den Kosten der 
I. und II, Instanz bei einem Streitwert von DM 340 000.
5/68, von den Kosten der Revisionsinstanz bei einem Streit­
wert von TM 320 000,—  1/64 der Gerichtskosten und ihrer
außergerichtlichen Kosten zu tragen. Die Bewertung der
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Ansprüche gegen die verschiedenen Beklagten ist vom Senat 
durch einen besonderen Streitwertbeschluß festgelegt wor­
den* Der Beklagte zu l) ist bis auf einen geringen Teil 
ganz unterlegen und hat 39/68 bzw 39/64 der Gerichtskosten 
und der außergerichtlichen Kosten der Klägerinnen zu tra­
gen. Die Beklagten zu 2) - 4) sind ganz unterlegen und ha­
ben unter Berücksichtigung ihrer verschiedenen Beteiligung 
am Rechtsstreit von den Gerichtskosten und außergerichtli­
chen Kosten der Klägerinnen der Berufungsinstanz 20/68 
bezw. 4/68 und des Revisionsverfahrens 2Ö/64 bezw 4/64 so­
wie ihre eigenen außergerichtlichen Kosten zu tragen. Die 
Beklagten zu 2) und 3) haften gesamtschuldnerisch, da der 
Beklagte zu 2) als persönlich haftender Gesellschafter der 
Beklagten zu 3) verpflichtet ist, für die Hinterlassung der 
Beklagten zu 3) einzustehen. Die Klägerinnen haben, da sie 
gegenüber dem Beklagten zu 1) zu einem geringen Teil unter­
legen- sind, auch 1/40 der außergerichtlichen Kosten dieses 
Beklagten zu tragen. Sie sind ferner verpflichtet, die Ge­
richt skosten in vollem Umfang im Verhältnis zu dem Beklag­
ten zu 5) sowie dessen außergerichtliche Kosten zü tragen, 
da insoweit die Klage abgewiesen ist.
Wilde Book Krüger-Nieland

Nastelski Weiß
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